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Öffentliche Dienstleistungen und hier insbesondere die Wasserversorgung und 

Abwasserentsorgung sind unverzichtbar für die Menschen. Österreichs Wasserversorgung punktet 

mit sehr guter Qualität, Leistbarkeit und umfassender Versorgung. Sie steht auch im europäischen 

Vergleich sehr gut da, wie die aktuell vorliegenden Studienergebnisse zeigen. 

Dank des Erfolgs der Europªischen B¿rgerinitiative ĂRight2Water ï Wasser ist ein Menschenrechtñ 

konnte die Ausnahme vom Ausschreibungs- und Liberalisierungszwang für Wasser und Abwasser 

erkämpft werden. Danach ist es vorübergehend etwas ruhiger geworden im Wasserbereich. Mit der 

bevorstehenden Überprüfung der Konzessionsrichtlinie steht die Ausnahme des Wassers und 

Abwassers wieder auf dem Prüfstand. Gleichzeitig wird über Freihandelsabkommen mit Kanada 

(CETA) oder Japan (JEFTA) die Liberalisierung durch die Hintertür ermöglicht. Damit wird die 

Wasserversorgung ein Spielball zwischen Investoreninteressen und öffentlicher Daseinsvorsorge. 

Internationale Studien zeigen die negativen Erfahrungen der Privatisierung öffentlicher 

Dienstleistungen: erhöhte Preise, schlechtere Versorgung für die Menschen und geringere 

Investitionen in die Infrastruktur. Daher ist seit einigen Jahren ein Trend hin zur 

Rekommunalisierung zu beobachten: Allein in Frankreich und Deutschland haben in den letzten 

15 Jahren mehr als 120 Städte und Gemeinden ihre Wasserversorgung von der privaten in die 

öffentliche Hand zurückgeholt. 

Parallel zur Rückkehr der öffentlichen Hand beteiligen sich zunehmend Finanzinvestoren an 

privaten Wasserkonzernen und bewirken eine Veränderung der Geschäftsmodelle, was sich am 

deutlichsten in England ablesen lässt. Diese neuen Entwicklungen werden unter dem Begriff der 

ĂFinanzialisierungñ zusammengefasst. Die bisherigen Erfahrungen mit den neuen Modellen zeigen, 

wie wichtig es ist lebensnotwendige öffentliche Daseinsvorsorge vor ihnen zu schützen. 

Die Wasserversorgung in Österreich liegt seit jeher in öffentlicher Hand und ist seit vielen Jahren 

sehr gut aufgestellt. Die KonsumentInnen sind mit der Qualität ihrer Wasserversorgung sehr 

zufrieden. Eine aktuelle Studie des Österreichischen Städtebundes zeigt, dass 97 Prozent der 

KonsumentInnen mit ihrer Trinkwasserversorgung und 94 Prozent mit ihrer Abwasserversorgung 

sehr zufrieden bzw. zufrieden sind. Damit dies auch in Zukunft so bleibt, soll die Wasserversorgung 

auch weiterhin in öffentlicher Hand bleiben. 
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Vielfach wurde in den letzten Jahrzehnten ¿ber die Ărichtigenñ Organisations- und 

Managementformen in der kommunalen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung diskutiert; 

wissenschaftliche Untersuchungen wurden ebenso wie auch vielfältige politische Bemühungen (z.B. 

Wettbewerbs- und Vergaberecht) unternommen. Vor rund fünfzehn Jahren wurde von Schönbäck et 

al. (2003) ein Systemvergleich der Siedlungswasserwirtschaft in Europa erstellt, die anhand einer 

Vielzahl von Kriterien und Indikatoren die kommunale Wasserver- und Abwasserentsorgung 

untersuchte. 

Seit dieser Studie gab es Entwicklungen sowohl hinsichtlich weiterer Marktöffnung und 

Privatisierungen, aber auch in Richtung der Rekommunalisierung von Stadtwerken im Bereich der 

öffentlichen Infrastruktur. 

Die vorliegende Untersuchung unternimmt ebenfalls einen umfassenden Systemvergleich in sechs 

ausgewählten europäischen Ländern (Deutschland, England/Wales, Frankreich, Österreich, 

Portugal und Ungarn), um die Siedlungswasserwirtschaft zu analysieren und die Frage zu 

beantworten, ob im Sinne der Nachhaltigkeit (ökologisch, ökonomisch und sozial) eine bestimmte 

Organisationsform der Siedlungswasserwirtschaft einer anderen vorzuziehen wäre, und wenn ja, 

nach welchen Kriterien oder Indikatoren dies erfolgen würde. 

Zusätzlich zu dieser Betrachtung der unterschiedlichen Systeme der Siedlungswasserwirtschaft 

werden die Prozesse zur Normensetzung, neue Phänomene der Finanzialisierung (das Eindringen 

von Finanzinvestoren und ihrer Geschäftsmodelle), sowie der Rekommunalisierung, und die 

Ausgliederung und Privatisierung (z.B. öffentlich-private Partnerschaften, PPP) betrachtet. 

Die AutorInnen bedanken sich zunächst für die intensive Zusammenarbeit, die vielfältigen 

Diskussionen und die umfangreichen Informationen bei den nationalen und internationalen 

ExpertInnen, die durch ihre großzügige Art und Weise eine breite Informationsbasis für die 

vorliegende Untersuchung sicherzustellen halfen. 

Dank gebührt insbesondere aber auch den AuftraggeberInnen der vorliegenden Untersuchung, der 

Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien, dem Österreichischen Städtebund sowie 

younion_Die Daseinsgewerkschaft. Wir wollen uns herzlich für die umfangreichen Gespräche, 

Hilfestellungen und Feedbackrunden bei I. Strutzmann, G. Dernbauer, M. Wipplinger und S. 

Leodolter bedanken. 
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Die vorliegende Untersuchung wurde nach der guten wissenschaftlichen Praxis (good scientific 

conduct), somit nach dem Stand der Wissenschaft und auf Basis der besten verfügbaren 

Informationen mit wissenschaftlicher Methodik erstellt. Alle Datenquellen wurden entsprechend 

ausgewiesen. Die AutorInnen können jedoch keine Garantie für die vollständige Fehlerlosigkeit der 

Daten als auch der Berechnungen, Darstellungen und Ergebnisse geben; somit kann auch keine 

Verantwortung für die Folgen, die sich aus der Verwendung der Inhalte dieses Berichts ergeben, 

übernommen werden. Das Copyright dieses Berichts liegt bei den AutorInnen; die im Bericht 

ausgedrückten Ansichten, Meinungen und Schlussfolgerungen sind ausschließlich jene der 

AutorInnen und nicht notwendigerweise jene der AuftraggeberInnen. 
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Die Gestaltung der Wasserver- und Abwasserentsorgung ist in den letzten Jahren in 

unterschiedlichen Kontexten (z.B. europªische B¿rgerInneninitiative Ăright2waterñ, EU-

Konzessionsrichtlinie, Freihandelsabkommmen wie CETA, Revision der Trinkwasser-Richtlinie) 

immer wieder heftig diskutiert worden. Vor diesem Hintergrund hat die vorliegende Untersuchung 

einen Vergleich unterschiedlicher nationaler Systeme der Wasserver- und Abwasserentsorgung zum 

Ziel. Die Studie schließt dabei an die umfangreiche Untersuchung von Schönbäck et al. (2003) an, 

aktualisiert und erweitert sie aber um mehrere Aspekte: Insbesondere werden auch die 

Wasserpolitiken im Kontext des europäischen Mehrebenensystems analysiert. Darüber hinaus 

erlaubt ein historisch-institutioneller Teil, die Einordnung der Liberalisierungsagenda seit den 1980er 

Jahren und des Rekommunalisierungstrends im letzten Jahrzehnt. Schließlich wird auch das 

Eindringen von FinanzmarktakteurInnen im Sinne der Finanzialisierung von öffentlichen 

Infrastrukturdienstleistungen analysiert. 

Auf Basis des Systemvergleichs können die sehr gute Effizienz, Qualität und Leistbarkeit der 

öffentlichen (kommunalen) Systeme Österreichs und Deutschlands festgestellt werden. Sowohl die 

theoretische Analyse als auch die Empirie weisen auf die zentralen Problemlagen bei materiellen 

Privatisierungen (England) sowie vertraglichen PPPs (öffentlich-private Partnerschaften in Frank-

reich, Portugal und Ungarn) hin. Aufgrund dieser vielfältigen auch in der vorliegenden Untersuchung 

konstatierten Probleme kommt es seit Mitte der 2000er Jahren verstärkt zu Rekommunalisierungen 

in der Siedlungswasserwirtschaft. In zentralen wirtschaftspolitischen Prozessen im europäischen 

Mehrebenensystem (insb. EU-Binnenmarkt und EU-Außenhandelspolitik) finden diese Erkenntnisse 

allerdings wenig Niederschlag. Trotz politischer und medialer Auseinandersetzungen rund um eine 

gemeinwohlorientierte Daseinsvorsorge kann in den letzten zwei Jahrzehnten ein beständiger, uni-

direktionaler Trend zu mehr marktschaffender Liberalisierungspolitik beobachtet werden. Dazu passt 

auch die politisch vorangetriebene Re-Regulierung und Öffnung wichtiger Infrastrukturbereiche, 

darunter die Siedlungswasserwirtschaft, für Finanzinvestoren. Die vorliegende empirische Evidenz 

im Wassersektor sowie die allgemeine Finanzialisierungs-Literatur legen nahe, die zentralen 

Infrastrukturen der Daseinsvorsorge weitgehend von den Schwankungen der Finanzmärkte zu 

isolieren, anstatt sie stärker an sie zu binden. 

 

 

  



The organisation of water supply and sanitation have been the subject of intense public debate over 

the last few years in various contexts (eg European Citizens' Initiative "right2water", EU 

Concessions Directive, Free Trade Agreements such as CETA, Revision of the Drinking Water 

Directive). Against this background, the objective of the present study is to compare different 

national water supply and sanitation systems. The study builds on the extensive investigation by 

Schönbäck et al. (2003), but goes beyond it in several regards: In particular, water policies are 

analyzed in the context of the European multi-level governance system. In addition, a historical-

institutional part allows for the classification of the liberalization agenda since the 1980s and the re-

municipalization trend in the last decade. Finally, the intrusion of financial market players under the 

heading of financialisation of public infrastructure services is analyzed. 

On the basis of the national system comparison, the excellent efficiency, quality and affordability of 

the public (municipal) systems of Austria and Germany can be ascertained. Both the theoretical 

analysis and the empirical evidence point to the central problems of material privatization (England) 

and contractual PPPs (public-private partnerships in France, Portugal and Hungary). Against this 

backdrop, remunicipalisation has gathered momentum since the mid-2000s in Europe. These find-

ings are hardly reflected in key economic policy fields in the European multi-level system (in par-

ticular the EU internal market and EU foreign trade policy). Despite political and media conflicts 

centered on an agenda for a common good conception of key infrastructures, a consistent, uni-

directional trend towards more market-creating liberalization policies can been observed over the 

past two decades. This is also in line with the politically driven re-regulation and opening of im-

portant infrastructure areas, including water supply and sanitation, for financial investors. The pre-

sent empirical evidence in the water sector as well as the general literature on financialisation sug-

gest that public services should be better insulated from the fluctuations of the financial markets, 

rather than tied to them. 

 

 

 



 

Mit der erfolgreichen europäischen BürgerInneninitiative Ăright2waterñ (2013) und der Verabschie-

dung eines davon inspirierten Antrags zum Menschenrecht auf Zugang zu sauberem Wasser und 

sanitärer Grundversorgung im Europäischen Parlament im Jahr 2015 sind Fragen rund um die Ge-

staltung der Wasserver- und Abwasserentsorgung wieder in den Fokus gerückt. Während eine Viel-

zahl an BürgerInnen, verschiedenen zivilgesellschaftlichen Organisationen und öffentlichen sowie 

gemischtwirtschaftlichen Unternehmen hinter der mehrheitlichen Entscheidung der Europaparla-

mentarierInnen standen, dem ĂGut Wasserñ einen speziellen Status zukommen zu lassen, drªngte 

die Europäische Kommission, insbesondere über die Konzessionsrichtlinie, auf die Liberalisierung 

der nationalen Systeme der Wasserver- und Abwasserentsorgung. Die politische und mediale De-

batte rund um die Konzessionsrichtlinie unterstreicht auch die vielfältigen Dimensionen und Per-

spektiven, die bei Fragen der Gestaltung zentraler Bereiche der Daseinsvorsorge, u.a. Governance-

Fragen und Perspektiven der Nachhaltigkeit (ökonomisch, ökologisch und sozial), zur Geltung 

kommen. 

Angesichts der bevorstehenden Revision der Konzessionsrichtlinien, bei der auch die Ausweitung 

des Anwendungsbereichs auf die Wasserver- und Abwasserentsorgung neuerlich zur Diskussion 

steht, hat die vorliegende Untersuchung einen Vergleich unterschiedlicher nationaler Systeme 

der Wasserver- und Abwasserentsorgung zum Ziel. Die Studie schließt dabei an die umfangreiche 

Untersuchung von Schönbäck et al. (2003) an, erweitert sie aber um mehrere Aspekte: Insbesonde-

re werden auch die Wasserpolitiken im Kontext des europäischen Mehrebenensystems analysiert. 

Darüber hinaus erlaubt ein historisch-institutioneller Teil, die Einordnung der Liberalisierungsagenda 

seit den 1980er Jahren und des Rekommunalisierungstrends im letzten Jahrzehnt. Schließlich wer-

den auch das Eindringen von FinanzmarktakteurInnen unter dem Titel der Finanzialisierung von 

öffentlichen Infrastrukturdienstleistungen analysiert. 

Die Debatte zur Jahrtausendwende war stark geprägt von den behaupteten Innovations- und 

Effizienzvorteilen, die durch eine Hereinnahme privaten Kapitels und privater Unternehmen sowie 

eine Verstärkung des marktlichen Wettbewerbs zu erwarten wären (u.a. Ewers und Mankel 2001; 

Ewers et al. 2001). Dabei standen weniger die Vollprivatisierungen in England und Wales seit den 

1990ern im Zentrum, sondern vielmehr abgeschwächte Privatisierungsvarianten, etwa in Form un-

terschiedlicher PPP-Lösungen. In Österreich wurde die Diskussion nicht zuletzt durch eine von ei-

nem international tätigen Beratungsunternehmen verfasste Studie im Auftrag des Bundesministers 

für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft befeuert, die einen verpflichteten Um-

stieg auf PPPs in der österreichischen Wasserver- und Abwasserentsorgung empfahl (PwC 2001). 

Spätestens seit dem Ausbruch der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 sind diese Ar-

gumente in den Hintergrund gerückt ï nicht zuletzt, weil die behauptete ökonomische Überlegenheit 

privater Unternehmen und Marktlösungen in der Daseinsvorsorge allgemein mit kritischerem 

Blick betrachtet wird. Wie in der vorliegenden Untersuchung anhand einer Vielzahl an quantitativen 

und qualitativen Kriterien und Indikatoren gezeigt werden wird, gilt dies insbesondere für die Berei-

che der Wasserver- und Abwasserentsorgung. 



In diesem Zusammenhang ist auch die Diskussion rund um eine Rekommunalisierung von öffentli-

chen Dienstleistungen, einschließlich der Wasserver- und Abwasserentsorgung, zu sehen. Diese 

hat in den letzten 15 Jahren besonders in Frankreich, dem Kernland und der historischen Ausnahme 

privater Unternehmen in der Wasserwirtschaft, an Fahrt gewonnen. 

Parallel zur Rückkehr der öffentlichen Hand finden aber weiterhin Restrukturierungen in diesem 

Sektor statt, die in die entgegengesetzte Richtung weisen. Diese sind nicht zuletzt im Lichte knapper 

öffentlicher Budgets bzw. nationaler und europäischer Fiskalregeln zu betrachten, die den Hand-

lungsspielraum für die traditionelle öffentliche Finanzierung und Bereitstellung einschränken. Neben 

graduellen, weniger medienwirksamen Fällen von kleinen Kommunen in Österreich (z.B. Korporati-

sierung und Übernahme lokaler Versorger durch Landesgesellschaften) sind hier insbesondere die 

Versuche der EU-Troika in Griechenland und Portugal zu nennen1.  

Schließlich betrifft ein spezieller Aspekt das zunehmende Eindringen von FinanzmarktakteurInnen 

und die Übernahme ihrer Steuerungslogiken und Organisationpraktiken in wichtige Infrastruktursek-

toren. Dieses mit dem Begriff der ĂFinanzialisierungñ bezeichnete Phªnomen ist auch zunehmend 

in der Wasserver- und Abwasserversorgung zu beobachten. 

Um diesen unterschiedlichen und verwobenen Aspekten Genüge zu tun, verfolgt die vorliegende 

Studie einen multidisziplinären und integrierten Ansatz, der über die klassische ökonomische Bewer-

tung von Infrastrukturen hinausgeht. Dabei stehen folgende Fragen im Vordergrund. 

 Wie kann der Bereich der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung aus infrastrukturöko-

nomischer Sicht klassifiziert werden und welche allgemeinen sowie spezifischen Eigenschaften 

weist er auf? Welche Organisationsformen gibt es und welche Vor- sowie Nachteile sind damit 

verbunden? (Kapitel 2) 

 Welche zentralen Politiken werden im Bereich der Wasserver- und Abwasserentsorgung im 

europäischen Mehrebenensystem ausgehandelt? Wie gestaltet sich der Prozess der Politikset-

zung im Spannungsverhältnisses zwischen dem Anspruch auf eine ĂVervollständigung des Bin-

nenmarktsñ vs. der Betonung einer Ăgemeinwohlorientierten Daseinsvorsorgeñ? (Kapitel 3) 

 Wie unterscheiden sich die Systeme der Wasserver- und Abwasserentsorgung in den Ländern 

Österreich, Deutschland, Frankreich, England/Wales, Portugal und Ungarn auf Basis eines 

mehrdimensionalen Indikatorensets? (Kapitel 4) 

 Welche wesentlichen historischen Etappen kennzeichnen die moderne Wasserversorgung und 

Abwasserentsorgung in Europa seit dem 19. Jahrhundert? Wie sieht die Bilanz von öffentlich-

privaten Partnerschaften (PPP) in den Untersuchungsländern aus und welche Relevanz hat das 

Phänomen der Rekommunalisierung? (Kapitel 5) 

 Was bedeutet die zunehmende Rolle von FinanzmarktakteurInnen in der Wasserversorgung 

und Abwasserentsorgung? (Kapitel 6) 

. 

                                                      
1 Als Teil der Troika hatte die Europäische Kommission ï offenbar im Widerspruch zu der in den Verträgen festgehal-

tenen Neutralität in Bezug auf Eigentumsordnung (Kapitel 3) ï eine Privatisierung des staatlichen portugiesischen 

Versorgers Aquas de Portugal sowie der großen Wasserwerke von Athen und Thessaloniki gefordert (CEO 2011). 



 

Die Bereitstellung von Infrastrukturleistungen (Mobilität, Ver- und Entsorgung, Bildung, Soziales, 

Kultur) wird in den verschiedenen Ländern der Europäischen Union unterschiedlich organisiert; Die 

konkrete Ausgestaltung der Infrastrukturpolitik hängt u.a. von den rechtlichen, ökonomischen und 

politischen Rahmenbedingungen ab (siehe auch Kapitel 3). In dem vorliegenden Kapitel stehen 

primär ökonomischen Konzepten und Begründungen für Markt- oder Staatsaktivitäten in der Was-

server- und Abwasserentsorgung im Fokus. Daran anschließend wird die Frage erörtert, welche 

institutiollen Optionen es für die Organisation der Wasserver- und Abwasserentsorgung gibt. 

 

Für Staatsinterventionen, also das Tätigwerden des Staates2 werden im Allgemeinen eine Reihe von 

Begründungen der Finanzwissenschaft aufgeführt, die in einem ersten Schritt den individuellen Ent-

scheidungen eine Reihe von Ineffizienzen nachweisen (ĂMarktversagenñ), die durch staatliches 

Handeln korrigiert werden können. Marktversagen wird dabei im Zusammenhang mit folgenden 

Phänomenen diskutiert: Externe Effekte, Öffentliche Güter, Mangelnder Wettbewerb, Fehlende 

und/oder unvollständige Märkte; Informationsmängel oder Informationsasymmetrien; Fehlende Vo-

raussicht, Unsicherheit und Ungewissheit; Langfristige, komplexe Koordinierungs- und Planungser-

fordernisse; sowie meritorische (z.B. Bücher) / demeritorische Güter (z.B. Drogen). 

Das Vorliegen von Marktversagen bedeutet grundsätzlich, dass die individuellen Entscheidungen 

durch kollektives, häufig staatliches, Handeln und Planen ergänzt oder ersetzt werden sollen. Dabei 

kann im Bereich der Infrastrukturpolitik in der Regel vom Vorliegen von Marktversagen ausgegan-

gen werden, insbesondere auch in Bezug auf die Ressource Wasser (siehe etwa Hanemann 2005 

bzw. dazu im Folgenden die Differenzierungen). 

Im Wesentlichen können aus diesen Gründen Argumente für eine Staatsintervention aus Effizienz-

gründen abgeleitet werden: Individuelle Entscheidungen (auch auf Märkten) führen zu einer ineffi-

zienten Allokation der vorhandenen Ressourcen; es werden Güter und Dienstleistungen nicht oder 

nur in unzureichendem (nicht effizientem) Ausmaß individuell bereit gestellt, die aber von den Bür-

gerInnen selbst gewünscht werden. Staatliche Intervention kann hierbei die Effizienz erhöhen:  

                                                      
2 Im Folgenden wird der Begriff ĂStaatñ synonym f¿r alle AkteurInnen im ºffentlichen Sektor verwendet. Der Staat wird 

somit als Planer, Betreiber, Regulator und Financier von Infrastrukturen auf verschiedenen Ebenen (europäische, 

nationale, regionale, lokale/kommunale) tätig. In diesem Sinne werden im Staat kollektive Entscheidungen getrof-

fen, die ï zumindest im Grundsatz ï am Gemeinwohl orientiert sind, während Entscheidungen von Haushalten 

und Unternehmen auf die Erfüllung individueller Bedürfnisse und Interessen gerichtet sind. 



 Gesellschaftlich gewünschte Güter und Dienstleistungen werden durch staatliche Entscheidun-

gen (d.h. durch den öffentlichen Sektor) bereitgestellt (z.B. Grundversorgung in den Bereichen 

Bildung und Gesundheit)3;  

 Planung und eine standardisierte, zentrale Bereitstellung kann Transaktionskosten (z.B. Verwal-

tungskosten) senken;  

 individuell unvollkommene Voraussicht wird durch staatliche Versicherungssysteme ausgegli-

chen;  

 ökologische und soziale Nachhaltigkeit wird durch gesetzliche Rahmenbedingungen gewähr-

leistet. 

Eine wichtige Voraussetzung hinsichtlich der Erhöhung der Effizienz ist, dass staatliches Handeln 

selbst effizient erfolgt, d.h. beispielsweise im Sinne des Gemeinwohls stattfindet und mögliches 

Staatsversagen (z.B. verzerrende Steuern, politische Ökonomie in der Infrastrukturpolitik) die Effizi-

enz nicht verschlechtert. 

Neben diesen Ăklassischenñ Formen des Marktversagens spielen ï ebenfalls als Grundüberlegun-

gen der Finanzwissenschaft und der Wohlfahrtsökonomie ï Gerechtigkeitsüberlegungen eine 

wichtige Rolle: Der Staat soll nicht nur effizient wirken, sondern als unerwünscht angesehene Vertei-

lungsungerechtigkeiten (z.B. Einkommen, Vermögen, Teilhabechancen, regionale Disparitäten) 

ausgleichen. Darüber noch wesentlich hinausgehend kann staatliches Handeln im Sinne der Garan-

tie von Grund- und Freiheitsrechten und einer gewünschten gesellschaftlichen Entwicklung 

(Ethik) begründet werden. 

Wird staatliches Handeln anhand dieser Dimensionen argumentiert, ergibt sich daraus eine grund-

sätzliche staatliche Verantwortung in der Infrastrukturplanung und -bereitstellung. Wie diese Ver-

antwortung konkret wahrgenommen werden soll, erschließt sich jedoch aus diesen ökonomischen 

Begründungen nicht. Somit ergibt sich die konkrete Ausformulierung der Rolle kollektiver Planungen 

und Entscheidungen zunächst vor allem aus den verschiedenen gesellschaftlichen Zielen (z.B. Ge-

rechtigkeitsüberlegungen) in Verbindung mit den konkreten, physischen Eigenschaften der betrach-

teten Infrastruktur. 

Wasser unterscheidet sich in seinen physischen und ökonomischen Eigenschaften (z.B. Young 

und Haveman 1985; Kessides 2004; Lieberherr und Fuenfschilling 2016) wesentlich von anderen 

Gütern, die auf Märkten gehandelt werden, u.a. durch seine Mobilität, Variabilität des Wasserdarge-

bots, verkettete Nutzungen, fehlende Substituierbarkeit, sowie durch Skalenerträge im Sinne natürli-

cher Monopole, die direkte staatliche Bereitstellung oder zumindest eine strenge Regulierung in 

Bezug auf die Ressource Wasser nahelege. Diese besondere Rolle wird im Folgenden weiter hin-

sichtlich der Begründungen und Aufgabenfelder für kollektives Handeln differenziert.  

Tabelle 1 zeigt einen Überblick über unterschiedliche Verantwortungsbereiche, die grundsätzlich 

von verschiedenen AkteurInnen (z.B. private Haushalte, Unternehmen, private Organisationen ohne 

Erwerbszweck, öffentlicher Sektor) wahrgenommen werden können. Die Aufgaben in der Infrastruk-

turpolitik werden hierbei unterschieden nach der Bereitstellung der Leistungen, der Finanzierung, 

sowie der Regulierung. Für staatliches Handeln sind in allen drei Feldern normative Begründungen 

für eine aktive Rolle des Staates zu finden, wobei die oben genannten ökonomischen Begründun-

gen für Staatsinterventionen in der Siedlungswasserwirtschaft in Tabelle 1 unter dem Begriff der 

                                                      
3 Es ergibt sich beispielsweise, dass ein solidarisches Umlageverfahren (Pensions-, Kranken-, Unfallversicherung) mit 

wesentlich geringeren Verwaltungskosten bei gleichzeitig wesentlich höheren Versorgungsgraden verbunden ist. 



ĂEffizienzñ zusammengefasst werden. ¦bertragen f¿r die Siedlungswasserwirtschaft finden sich ï in 

unterschiedlichem Ausmaß bezüglich der Wasserver- als auch der Abwasserentsorgung ï unter 

Effizienzgesichtspunkten die Argumente öffentliche Güter, externe Effekte, Wettbewerbsregulierung 

(natürliches Monopol), Netzinfrastrukturen und Entflechtung, sowie Informationsasymmetrien. 

Staatliche 
Verantwortung 
f¿ré 

Normative Begründungen für Staatsinterventionen in der Wasserver- und Abwasserentsorgung 
im Rahmen der Siedlungswasserwirtschaft 

Gerechtigkeit, 
sozialer Ausgleich 

Gemeinschaft, Ethik Effizienz 

Bereitstellung der 
Infrastrukturleis-
tungen (ĂProvisi-
onñ), insb. durch 
Eigentum und 
Betrieb des Staa-
tes 

Zugang zu Infrastrukturen wird 
grundsätzlich allen garantiert; 
sozial orientierte Preisgestal-
tung durch staatliches (kom-
munales) Eigentum der Anla-
gen 

Gemeinschaftlich aufgebaute 
Infrastruktur, gemeinsame 
Nutzung als Kernelement der 
kommunalen Aufgabenerfül-
lung; diskriminierungsfreier 
Zugang; Wasser mit speziel-
len Eigenschaften als ökono-
misches Gut (lebenswichtiges 
Nahrungsmittel, fehlende 
Substituierbarkeit) 

Sauberes Wasser (insb. Trink-
wasser) und die umweltgerech-
te Abwasserreinigung: öffentli-
ches Gut (öffentliche Gesund-
heit, Boden- und Gewässer-
schutz); externe Effekte (Ver-
meidung von Umweltschäden); 
Informationsasymmetrie zwi-
schen Bereitstellern und Ver-
braucherInnen (NutzerInnen) 

Finanzierung und 
Mittelherkunft für 
die Infrastrukturbe-
reitstellung (ĂFi-
nancingñ) 

Stützung des Ausbaus und 
Betriebs von Infrastrukturen, 
Zugang von Haushalten mit 
geringerem Einkommen, Infra-
strukturversorgung auch in 
regional peripheren und/oder 
wirtschaftlich benachteiligten 
Regionen 

Gewährleistung des Zugangs 
zu lebenswichtigen Nah-
rungsmitteln; Vermeidung der 
Privatisierung von Gewinnen 
(oder der Sozialisierung von 
Verlusten) 

Sehr lange Lebensdauer von 
Infrastrukturen (natürliches 
Monopol); Förderung positiver 
externer Effekte (Gesundheit, 
Umweltschutz); Unsicherheiten 
und Ungewissheiten 

Regulierung des 
Marktmechanismus 
(Anbieter, Nachfra-
ger, Zugang, Prei-
se) (ĂRegulationñ) 

Vermeidung der Ausnutzung 
der Monopolstellung, Leistbar-
keit der Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung 

Grundsätzliches Menschen-
recht auf sauberes Wasser 
(u.a. Sustainable Develop-
ment Goals ï SDG) 

Trinkwasserver- und Abwas-
serentsorgung: natürliches 
Monopol; Preis-, Qualitäts-, 
Netzregulierung; externe Effek-
te, öffentliche Güter 

Tabelle 1: Bereitstellung, Finanzierung und Regulierung öffentlicher Güter und Dienstleis-

tungen: normative Analyse zur Begründung von Staatsinterventionen in der Siedlungswas-

serwirtschaft 

Anm.: die ĂStªrkeñ der Argumente f¿r Staatsinterventionen in der Wasserver- und Abwasserentsorgung, die durch 

die Dichte der Grauflächen dargestellt ist, fußt auf den im Text genannten ökonomischen Argumenten, verbunden 

mit einer Beurteilung durch die AutorInnen. 

Quelle: Eigene Darstellung und Konzeption u.a. auf Basis von Unger et al. (2017) sowie Young und Haveman 

(1985 ). 

Die Bewertung der Bedeutung der unterschiedlichen Argumente wird durch graue Schraffuren ge-

zeigt. Schlagend werden zunächst v.a. jene Effizienzargumente, die u.a. auf die technischen und 

naturräumlichen Dimensionen der Infrastrukturbereitstellung abstellen: Unabhängig von Fragen der 

Bereitstellung sind Infrastrukturen in der Siedlungswasserwirtschaft langlebige Netze in Form natür-

licher Monopole, die mit starken externen Wirkungen (Gesundheit, Umwelt) verbunden sind. Dar-

über hinaus ist die Finanzierung der Infrastrukturen langfristig zu sichern, aufgrund von Information-

sasymmetrien, oder fehlender und/oder falsch eingeschätzter Zukunftserwartungen ergeben sich die 

Notwendigkeiten langfristiger Planungen. 

Für die Infrastrukturbereitstellung sind hierbei ebenfalls deutliche Argumente für staatliche Leistun-

gen erkennbar, sie erscheinen aber weniger zwingend zu sein als im Bereich der Finanzierung und 

Regulierung, da die Bereitstellung selbst in unterschiedlicher Form erfolgen kann. 



Neben Begründungen staatlichen Handelns auf Basis der Effizienz, zeigt Tabelle 1 zwei weitere 

Dimensionen, die für eine deutliche staatliche Rolle in der Infrastrukturpolitik sprechen: Zum einen 

ist dies die Rolle des Staates zur Gewährleistungen des gesellschaftlichen Zusammenhalts und 

des sozialen Ausgleichs und zur Herstellung von Gerechtigkeit, Chancengleichheit und Teil-

habemöglichkeiten. Selbst wenn eine Infrastrukturbereitstellung rein durch private AkteurInnen 

effizient wäre, hätte der Staat dann eine regulierende Rolle zu spielen, wenn der Zugang oder der 

Preis zu Leistungen (z.B. lebensnotwendigen Nahrungsmitteln) ungerecht verteilt wäre. Die ausglei-

chende Rolle ergibt sich im Bereich der Bereitstellung der Leistungen durch einen grundsätzlichen 

Zugang aller zur Infrastruktur unabhängig beispielsweise vom Einkommen oder Vermögen. Im Be-

reich der Finanzierung finden sich Argumente der Stützung von Gebühren durch staatliche Förde-

rungen (sowohl sozial als auch regional) und der Leistbarkeit der Wasserver- als auch Abwasser-

entsorgung. Im Bereich der Regulierung besteht die staatliche Rolle in der Kontrolle einer möglichen 

Monopolstellung oder einer marktbeherrschenden Stellung des Infrastrukturbereitstellers und der 

Vermeidung der Ausnutzung dieser Marktmacht. 

Schlussendlich bestehen Begründungen staatlichen Handelns aber nicht nur im Sinne der Effizienz 

und der Gerechtigkeit (des sozialen Ausgleichs), sondern auch in der Frage grundsätzlicher ethi-

scher Vorstellungen im Sinne einer wünschbaren gesellschaftlichen Entwicklung. Wasser als 

Gut ist, wie bereits oben kurz erörtert, mit einer Reihe von besonderen physischen und ökonomi-

schen Eigenschaften verbunden. In Bezug auf ethische und gesellschaftliche Grundwerte können 

insbesondere die Eigenschaften der Lebenswichtigkeit von Wasser als Nahrungsmittel sowie die 

fehlende Substituierbarkeit mit anderen Gütern als besonders wichtig für staatliche Garantien der 

Versorgung angesehen werden. Die Versorgung mit sauberem Wasser wurde beispielsweise im 

Jahr 2010 als Menschenrecht von den Vereinten Nationen anerkannt. Hinsichtlich der Bereitstellung 

der Infrastrukturleistung (ĂProvisionñ) als auch der Finanzierung (ĂFinancingñ) lassen sich aus dieser 

Perspektive einige Argumente für staatliche Interventionen ableiten. Jedoch kann eine garantierte 

Versorgung auch dann stattfinden, wenn der Staat eher im Bereich der Regulierung aktiv ist. Aus 

gesellschaftlicher und ethisch-moralischer Sicht sprechen jedenfalls einige Argumente für eine staat-

liche Bereitstellung, die jedoch im Lichte der Dimensionen der Effizienz als auch der sozialen Ge-

rechtigkeit, die bereits sehr robuste Argumente für staatliches Eingriffe in der Wasserver- als auch 

Abwasserentsorgung bieten, in den Hintergrund treten. 

Die bisherigen Ausführungen legen nahe, dass die Wasserver- als auch Abwasserentsorgung dem 

Grunde nach wesentliche staatliche, d.h. kollektive (gemeinschaftliche), Aufgaben darstellen, die 

nicht von individuellen Entscheidungen abhängen (sollen). Welche möglichen institutionellen Optio-

nen zur Organisation dieser Sektoren, einschließlich der Finanzierung und Bereitstellung der Infra-

strukturleistungen, sich daraus ergeben wird im folgenden Abschnitt erläutert. 

 

 

Die oben diskutierten Rollen bzw. Perspektiven der verschiedenen AkteurInnen in Regulierung, Be-

reitstellung und Finanzierung der Siedlungswasserwirtschaft lassen darauf schließen, dass die pla-

nende und bereitstellende Rolle des Staates nicht notwendigerweise durch eigene staatliche Organe 

ausgeübt werden muss. Neben die Aufgaben als ĂRechtsschutzstaatñ (Garantie von Grundrechten, 

Rechtssicherheit, marktwirtschaftliche Basisinstitutionen) und als ĂLeistungsstaatñ (Produktion und 

Allokation ºffentlicher G¿ter und Dienstleistungen) tritt der ĂGewªhrleistungsstaatñ (Beauftragung 

von Leistungen, Ausschreibungen, Konzessionsvergabe). 



Generell ist derzeit die Rollenverteilung zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor in der 

Wasserversorgung weltweit nach wie vor deutlich zugunsten einer öffentlichen Versorgung orien-

tiert. Abbildung 1 zeigt, dass weltweit nur etwa 10% der Wasserversorgung in Großstädten (mit 

mehr als 1 Mio. EinwohnerInnen) von privaten Versorgern bereitgestellt wird (eine genauere empiri-

sche Datengrundlage kann im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nicht geschaffen werden). 

Selbst die Ăprivateñ Bereitstellung erfolgt unter eine Reihe von regulativen staatlichen Rahmenbe-

dingungen (wie z.B. Vergabe von Konzessions- oder Leasingverträgen; siehe dazu weiter unten). 

Allerdings kann aus diesem Befund nicht abgeleitet werden, dass in Zukunft weitere Schritte in Rich-

tung einer Liberalisierung der kommunalen Wasserversorgung dadurch ausgeschlossen sind (z.B. 

im Rahmen der Finanzialisierung öffentlicher Dienstleistungen; siehe dazu im Detail Kapitel 6). 

 

Abbildung 1: Anteil öffentlicher und privater Versorgung in Städten mit mehr als 1 Mio. 

EinwohnerInnen (weltweit) 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis Massarutto (2016). 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich eine Vielzahl von Regulierungserfordernissen, die 

sowohl die öffentliche als auch eine allfällige private Bereitstellung betreffen. Diese zeigen sich ent-

lang der Versorgungskette, d.h. von der Vergabe von Rechten und der Nutzung der Wasserressour-

cen über die Erbringung der Dienstleistungen im engeren Sinne bis zur Nutzung durch Endabneh-

merInnen (Massarutto 2016). Deutlich werden hierbei die Herausforderungen, die durch die spezifi-

schen Eigenschaften der Ressource Wasser als auch der Netzinfrastrukturen als solche entstehen. 

Die ökonomischen Eigenschaften der Wasserver- als auch der Abwasserentsorgung sind somit 

selbstverständlich auch für eine rein öffentliche Bereitstellung von Relevanz ï auch wenn die Regu-

lierungserfordernisse bei öffentlicher Bereitstellung leichter, d.h. effizienter und gerechter, zu erfüllen 

sein können. Beispielweise können die Transaktionskosten bei zentraler staatlicher Planung und 

Bereitstellung insgesamt niedriger sein (siehe auch die Ausführungen unten zu 5.3.2); auch Gover-

nance-Aspekte (z.B. demokratische Kontrolle bei der hoheitlichen Gebührenfestlegung vs. Miss-

brauchskontrolle durch Regulierungsbehörden) spielen hierbei eine wesentliche Rolle. Hinsichtlich 

der Gestaltung der Rahmenbedingungen liegt somit auch ein großer ökonomischer Anreiz zur Be-

einflussung der Rahmensetzung vor, z.B. im Sinne erleichterter Privatisierungen oder des Wegfalls 

von Preis- oder Rendite-Regulierungen (ĂRegulatory captureñ, siehe Dal Bó 2006; siehe auch Kapi-

tel 3). 

In Ergänzung hierzu enthält Tabelle 2 einen groben Überblick über Steuerungsmöglichkeiten 

verschiedener stilisierter Optionen zur Infrastrukturbereitstellung in der Siedlungswasserwirt-

schaft. Deutlich wird, dass jede institutionelle Option spezifische Steuerungsmechanismen und Re-

gulierungen braucht, wobei jeweils verschiedene Risiken und Probleme mit diesen verbunden sind. 

Die zentralen Elemente der jeweiligen institutionellen Optionen ergeben sich aus den möglichen 

politischen Einflüssen (z.B. Preisgestaltung), den behaupteten Effizienznachteilen der öffentlichen 
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Bereitstellung, und den vielfachen Erfordernissen der Marktregulierung hinsichtlich Informationsas-

ymmetrien, Transaktionskosten, und die Renditeerwartungen der Investoren. 

 Institutionelle Optionen 

 
Öffentliche Bereitstellung 

und Management 

Delegierte (ausgelagerte, 
ausgegliederte) 
Bereitstellung 

Private Bereitstellung 
(Monopol) 

Hauptsächliches 
Steuerungsinstrument 

Verwaltungsabläufe (Büro-
kratie, New Public Ma-
nagement) 

Verträge 
Regulierung durch unab-
hängige und diskretionäre 
Behörden 

Wettbewerbselemente 
(Anreize, 
Effizienzsteigerung) 

Öffentliche Vergabeverfah-
ren, verwaltungsinterne 
Wettbewerbselemente; 
Effizienzanreize bei poten-
tiellem Outsourcing an 
private Anbieter oder Priva-
tisierung 

Ausschreibungen und 
Bieterverfahren, öffentliche 
Meinung 

Preis-, Renditeregulierung 
bzw. -beschränkung; Yard-
stick Competition; Zusam-
menschlüsse und Über-
nahmen 

Wesentliche Probleme 
der Steuerung 

Politische Einflüsse, be-
grenzte Anreize für Effizi-
enz (statisch, dynamisch) 

Unvollständige Verträge, 
Transaktionskosten, Wett-
bewerbsvorteile von bereits 
im Markt befindlichen 
Unternehmen 

Asymmetrische Informatio-
nen, Einfluss auf die Nor-
mensetzung, Qualitätskon-
trolle (Monitoring) 

Evaluierung und 
Monitoring 

Personelle Überkapazitä-
ten, fehlende Umsetzung, 
Quersubventionierung, 
kommunale Verschuldung 

Vertikale Integration und 
Verrechnungspreise, Neu-
verhandlung, Investitions- 
und Risikoverteilung, stra-
tegische Planung 

Evaluierung/Vergleich der 
Kosten, Investitionsbedarf, 
Kostenüberwälzung, ver-
steckte Gewinne 

Risiko (privater) 
Investoren 

Kommunale Überschul-
dung, politische Prioritäten 
(z.B. Preisstützung) 

Vertragsimplementierung, 
fehlende Nachverhand-
lungsmöglichkeiten bei 
Kostenerhöhungen 

Abfluss von freien Mitteln 
(Gewinnausschüttungen), 
unrealistische Effizienz-
Ziele, verbesserte Informa-
tionen von Regulatoren 

Mögliche Mischformen 

Betreiber-Verträge, Pro-
jektfinanzierung, gemein-
schaftliche Bereitstellung 
(Genossenschaften) 

Miet-/Pachtverträge, Be-
treiber-Verträge, institutio-
nelle PPPs 

An der Börse notierte 
Konzerne, Privatisierung 
und Finanzialisierung 

Tabelle 2: Steuerungs- und Wettbewerbsmöglichkeiten sowie Modellvariablen einer stilisier-

ten öffentlichen, delegierten und privaten Infrastrukturbereitstellung in der Siedlungswas-

serwirtschaft 

Quelle: Eigene Darstellung und Erweiterung auf Basis von Massarutto (2016). 

Mit Blick auf die behaupteten Effizienznachteile4 der öffentlichen Unternehmen werden in den letzten 

Jahren verstärkt die Ergebnisindikatoren von öffentlichen jenen von privaten Unternehmen gegen-

übergestellt: Hierbei zeigt sich, dass öffentliche Unternehmen hinsichtlich der gängigen betriebs-

wirtschaftlichen Kennzahlen zumindest gleich gut (jedenfalls nicht schlechter) als private Un-

ternehmen abschneiden. Auch bezüglich der Innovationskraft stehen öffentliche den privaten Un-

ternehmen nicht nach, was im Widerspruch zu einem wesentlichen Argument der öffentlichen Be-

triebswirtschaftslehre (im Sinne New Public Management) steht (Florio 2014; Lieberherr et al. 

2016a).  

                                                      
4 Das Ausmaß der Effizienz wird mit dem zentralen Maßstab der Kosteneinsparung sowie der Preisreduktion gemes-

sen. Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung werden die Beurteilungskriterien für einen Systemvergleich we-

sentlich erweitert: Neben den Preisen treten insbesondere Fragen der Regulierung und Steuerung, der Leistbar-

keit, sowie eine Reihe von ökologischen Kriterien. Da aber besonders dieser Infrastrukturbereich sehr langfristig 

geplant und betrieben wird, ist die Gestaltung der Rahmenbedingungen ebenso wie die Frage der Beteiligung Pri-

vater, insb. auch hinsichtlich der Finanzialisierung (Kapitel 6) hervorzuheben. 



Für den Bereich der Siedlungswasserwirtschaft wird eine private Bereitstellung demnach vor allem 

aus ökonomischen Gründen schwierig sein bzw. zu keiner Einsparung an Kosten führen (siehe z.B. 

Clifton und Díaz-Fuentes 2013; Yarrow et al. 2009): 

 Die Herstellung von ĂWettbewerbñ ist grundsätzlich in einem Markt, der den Charakter eines 

natürlichen Monopols aufweist, schwierig. Selbst wenn es gelingt, das Eigentum oder die 

Dienstleistungsbereitstellung an private Unternehmen auszulagern, ist noch nicht zwangsläufig 

auch ein dauerhafter Wettbewerb hergestellt, da die aktuellen Inhaber der Versorgungsrechte 

(und -pflichten) immer einen Vorteil gegenüber neuen Mitbewerbern, beispielsweise bei der 

Neuausschreibung von Konzessionen, haben. Darüber hinaus besteht die Tendenz von Unter-

nehmen, die Ausschreibungen gewonnen haben, im Nachhinein Preise neu zu verhandeln oder 

Nachtragsforderungen zu stellen, was wiederum die Preise erhöhen kann. 

 Die Zielsetzungen privater Unternehmen (Gewinnmaximierung) sind nicht unbedingt kongruent 

mit politisch erwünschten Qualitäts-, Versorgungs- und Leistbarkeitszielen. Aus der spezifi-

schen Konstellation der politischen Steuerung und der Anforderung, die Dienstleistung kosten-

günstig bereit zu stellen, ergibt sich bei gleichzeitiger privater Unternehmenszielsetzung immer 

ein Druck auf die Qualität (Kostenreduktion durch Qualitätsanpassung nach unten). 

 Öffentliche Betriebe bzw. die öffentliche Bereitstellung können durch die Verfolgung anderer 

Ziele als der Kostenminimierung i.e.S. ein tendenziell höheres Qualitätsniveau aufweisen. Inte-

ressanterweise reagieren EntscheidungsträgerInnen in öffentlichen Unternehmen auf den (ver-

meintlichen) Wettbewerbsdruck und stellen öffentliche Dienstleistungen ohne Qualitätsverlust 

effizienter bereit. 

 Transaktionskosten und unvollständige Verträge (d.h. dass bei komplexen Dienstleistungen 

und langfristigen Verträgen nicht alle möglichen Umstände vertraglich geregelt werden können), 

umfangreiche notwendige Instrumente für das Controlling und Monitoring der Zielerreichung, 

sowie die Prinzipal-Agenten-Probleme (Informationsasymmetrien im Verhältnis von Auftragge-

ber und Auftragnehmer) sind besonders ausgeprägt. 

Die hier genannten Argumente finden sich u.a. in einer umfangreichen Untersuchung von Bel et 

al. (2010), die eine Meta-Analyse von Studien über das Vorhandensein und allenfalls über die 

Bestimmungsgründe der Preisunterschiede zwischen öffentlicher und privater Bereitstellung (hierbei 

insb. auch für die Wasser- und Abfallwirtschaft) durchgeführt haben. Interessant ist hierbei, dass 

Untersuchungen, die in jüngeren Zeit (insbesondere seit den 1990er) durchgeführt wurden, kaum 

derartige Preisunterschiede festgestellt haben: Es gibt hierbei keinen systematischen Zusam-

menhang von Preisunterschieden zwischen der öffentlichen und privaten Bereitstellung in 

der kommunalen Wasserversorgung, auch wenn die Kostenstruktur zwischen öffentlicher und 

privater Bereitstellung durchaus unterschiedlich sein kann (z.B. der Personalkostenanteil bei öffent-

licher Bereitstellung höher ist). Bel et al. (2010) kommen bei ihrer Untersuchung daher zum interes-

santen Schluss, dass Ăviele ºffentliche Dienstleistungen nat¿rliche Monopole mit einer hohen Spezi-

fizität der Anlagen sind, wie beispielsweise die Wasserversorgung, und es daher unwahrscheinlich 

ist, dass die private Bereitstellung zu einer Kostenreduktion f¿hrtñ (Bel et al. 2010: 573; Übersetzung 

durch die AutorInnen). Diese zusammenfassende Beurteilung wird durch eine Reihe weiterer Argu-

mente unterstützt: Einerseits wird auch die Bereitstellung von Dienstleistungen im öffentlichen Sek-

tor immer effizienter; andererseits wird der fehlende Befund von Kosteneinsparungen durch private 

Bereitstellung in der Siedlungswasserwirtschaft u.a. auch dadurch unterstrichen, dass Untersuchun-



gen aus den USA einen signifikanten Kostenvorteil für die öffentliche Bereitstellung, und Untersu-

chungen aus England keinen Kostenvorteil nachweisen.5 

Diese Erkenntnisse, sowie eine Reihe weiterer Untersuchungen  (u.a. Araral 2009; Bel und Warner 

2008; Perard 2009; Beecher, 2016) stehen somit in deutlichem Widerspruch zu der ï einzigen ï 

von der Europäische Kommission im Rahmen des Impact Assessment zur Konzessions-Richtlinie 

herangezogenen, veralteten OECD-Quelle (Lundsgaard 2002). Dieses Working Paper war von Ein-

sparungen in der Größenordnung von 10ï30% ausgegangen, wobei sich diese Erkentnisse v.a. auf 

den Bereich der Abfallentsorgung stützten und hier auch andere Instrumente (einfache Ausschrei-

bungen) einbezogen wurden. Ungeachtet dieser Ausgangslage verallgemeinerte die Europäischen 

Kommission die Aussagen und sprach von Kostenersparnis infolge privatwirtschaftlicher Instrumen-

te i.w.S. in gleicher Höhe (Clifton und Díaz-Fuentes 2010; Clifton und Díaz-Fuentes 2013). 

 

Um die bisherigen Ausführungen für den Systemvergleich konkreter zu fassen, werden im Folgen-

den die zentralen systembeschreibenden Fragen herausgearbeitet. Die Elemente der Organisati-

ons- und Managementsysteme stammen dem Grunde nach aus der öffentlichen Betriebswirtschafts-

lehre (z.B. Brede 2005) und dem New Public Management (siehe z.B. Kegelmann 2007). Die ver-

schiedenen Dimensionen des Managements ï also der Bereitstellung und Finanzierung ï speziell in 

der Siedlungswasserwirtschaft bestehen gemäß EurEau (1997) aus folgenden Überlegungen, die 

nach wie vor die wesentlichen Grundfragen einer möglichen Neuorientierung der staatlichen Aufga-

benerfüllung darstellen (siehe auch z.B. Schedler und Proeller 2009; Pollitt und Bouckaert 2011), 

bzw. die sich für die Systembeschreibung in der Siedlungswasserwirtschaft eignen sowie auch be-

reits in früheren Untersuchungen angewandt wurden (z.B. Boschek 2002): 

Die Infrastrukturgewährleistung und -regulierung bezieht sich auf den/die AkteurIn (Staat, Un-

ternehmen, gemeinnützige Vereinigungen), der/die grundsätzlich für die Gewährleistung (Ga-

rantie) der Leistungserbringung (Aufgabenerfüllung) verantwortlich ist; des Weiteren, wie die 

Infrastrukturbereitstellung grundsätzlich geregelt ist, ob eine eigene Regulierungsbehörde be-

steht, und welche Entscheidungen diese treffen kann. 

Das Management der Infrastrukturbereitstellung kann verschiedenartig, d.h. sowohl durch eigenes 

kommunales Personal, als auch durch Betreiber erfolgen. Wichtig hierbei ist die Frage des Au-

tonomiegrades bei Managemententscheidungen, d.h. welche Vorgaben in Bezug auf den Be-

trieb und die Bewirtschaftung der Anlagen bestehen, sowie die Tragung der verschiedenen 

(technischen und wirtschaftlichen) Risiken. 

Die Organisationsform berücksichtigt die formale Form des Betriebs; so können auch öffentliche 

Unternehmen eine selbstständige, privatwirtschaftlich organisierte Einheit darstellen. 

Somit ergibt sich durch die Dimension der Ausgliederung (Dezentralisierung), in welcher Form 

und in welchem Ausmaß die Aufgaben in einer hoheitlichen (z.B. Verwaltung) oder privaten 

(z.B. Eigengesellschaft) Organisationsform erfüllt werden; weiters, ob die Aufgabenerfüllung 

formal privatwirtschaftlich oder auch materiell privatisiert erfolgt. 

                                                      
5 Darüber hinaus weisen Bel et al. (2010) nach, dass Untersuchungen, die keine signifikanten Unterschiede zwischen 

öffentlicher und privater Bereitstellung finden, eine wesentlich geringere Wahrscheinlichkeit aufweisen, in wissen-

schaftlichen Journalen publiziert zu werden. Dies bedeutet, dass selbst signifikante Nachweise von Kosteneinspa-

rungen durch private Betreiber, auch im Lichte der häufig nur geringen Fallzahlen, mit Vorsicht zu beurteilen sind. 



Aus Sicht der langfristigen Qualitätssicherung und Versorgung sind Investitionen zentrale Aspekte 

der Systembeschreibung; hierbei geht es um die Planung der Anlagen (Zusammenarbeit bei-

spielsweise mit der örtlichen Raumplanung), der Investitionsentscheidungen an sich (z.B. Grad 

der Eigenständigkeit) sowie der Finanzierung (Mittelherkunft aus öffentlichen und/oder privaten 

Quellen, Förderungen). 

Zentral für die Entscheidungsfreiheiten in Bezug auf die Infrastrukturbereitstellung sind die Eigen-

tumsverhältnisse und die Verfügungsrechte; selbst bei Ausgliederungen oder Privatisierun-

gen im Rahmen von Konzessionen verbleibt das Eigentum an den Anlagen häufig in (direkter 

oder indirekter) öffentlicher Hand. Nur bei vollständiger Privatisierung kann auf Dauer, oder bei 

manchen PPP-Modellen (Public-Private Partnership) auf Zeit, das Eigentum an den Anlagen 

auch zur Gänze privat sein. 

Die Preisfestsetzung kann als Gebühr hoheitlich (auf Basis von Gesetzen) geregelt werden, von 

Regulierungsbehörden kontrolliert und/oder festgesetzt werden, oder in Wettbewerbskonstella-

tionen durch die Unternehmen in einem gewissen Rahmen selbst bestimmt werden. 

Schlussendlich stellt sich die grundsätzliche Frage nach der Steuerung und Regulierung in der 

Siedlungswasserwirtschaft, beispielsweise ob diese somit im Rahmen von Verwaltungshandeln 

erfolgt, in Form von Regulierungen durch eigene Behörden, oder in marktähnlichem Wettbe-

werb. Hierbei geht es somit um das Ausmaß an Liberalisierung und Dezentralisierung, und um 

den Einfluss und die Entscheidungsfreiheit privater AkteurInnen. 

Zur Beschreibung des Systems wurden im Wesentlichen auf Basis dieser Dimensionen ĂIdealtypenñ 

der Infrastrukturbereitstellung in der Siedlungswasserwirtschaft durch Boschek (2002) identifiziert. 

Diese sind in Abbildung 2 dargestellt und umfassen verschiedene Dimensionen (u.a. Eigentüme-

rInnenstrukturen, Investitionsplanung, Regulierung, Finanzierung, verschiedenen Charakteristika 

des Managements sowie der Risikotragung, Vertragsdauer allfälliger Verträge). 

Auf dieser Basis können in einer ersten Übersicht die Systeme der Siedlungswasserwirtschaft in den 

Untersuchungsländern beschrieben werden (siehe Abbildung 3). Daraus wird deutlich, dass in Ös-

terreich und Deutschland nach wie vor eine überwiegend kommunale bzw. öffentliche Aufgabenbe-

sorgung im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft besteht. Zwar sind in den größeren Städten mitt-

lerweile etliche Betriebe Ăausgelagertñ; jenseits der Ballungsrªume erfolgt die Aufgabenbesorgung 

zumeist direkt durch die Gemeinde oder durch Gemeindeverbände. In diesem Sinne lässt sich auch 

von einem Ăºsterreichischenñ oder Ădeutschenñ System der Siedlungswasserwirtschaft sprechen. 

Gut unterscheidbar ist hierbei auch das Ăenglischeñ und Ăwalisischeñ System: Die Aufgabenerf¿llung 

erfolgt durch private Unternehmen, die vor allem einer behördlichen Preis- und Qualitätskontrolle 

unterliegen ï somit liegen diese Systeme am anderen Ende des Spektrums. Wie noch genauer zu 

zeigen sein wird, kann das System in England tatsächlich als rein privatwirtschaftliches, reguliertes 

System verstanden werden; das System in Wales hingegen wurde Ărekommunalisiertñ, und zwar im 

dem Sinn, dass die Wasserver- und Abwasserentsorgung einst privatisiert wurde, und seit längerem 

eine genossenschaftsähnliche Form darstellt, die nicht dem Staat (den Gemeinden), sondern quasi 

Ăsich selbstñ gehºrt.  

Das System der Siedlungswasserwirtschaft in Ungarn wurde ebenfalls in den letzten Jahren verän-

dert, und zwar von einer im Zuge der post-sozialistischen Transformation privatisierten bzw. ausge-

lagerten Bereitstellung hin zu einer kommunalen Bereitstellung durch ausgegliederte eigene Betrie-

be. Die Varianz an Systemelementen und ihren Ausprägungen in den zwei anderen Ländern ist 

deutlich größer: In Frankreich besteht für die Kommunen die Möglichkeit sowohl kommunal als auch 

im Rahmen von Betreiber- und Konzessionsmodellen die Aufgabenerfüllung zu gewährleisten. Mit 



gewissen Einschränkungen gelten diese Ausführungen auch für Portugal: Hier bestehen Mischsys-

teme und die Varianz in der Aufgabenerfüllung ist dementsprechend höher.  
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Abbildung 2: Dimensionen und Idealtypen zur Systembeschreibung der Siedlungswasser-

wirtschaft 

Quelle: Eigene Darstellung und Adaption auf Basis von Boschek (2002). 

ºéºffentlich          péprivat          gé genossenschaftlich/selbstorganisiert 

 

 
Öffentlicher Betrieb Outsourcing PPP Vollständige Privatisierung 

 
Regiebe-

trieb 
Eigenbe-

trieb 
Eigengesell-

schaft 

Öffentl. Betrieb & 
Dienstleistungsver-

trag 

Öffentl. Betrieb & 
Managementver-

trag 

Lea-
sing 

Konzessi-
on 

Betrei-
ber 

Privates 
Unterneh-

men 

Genossenschaf-
ten / Selbstorga-

nisation 

AT           

DE           

E/
W 

        E W 

FR           

HU           

PT           

Abbildung 3: Grundtypisierung der Siedlungswasserwirtschaft in Österreich, Deutschland, 

England und Wales, Frankreich, Ungarn und Portugal 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Idealtypen sowie der Schlussfolgerungen aus den Analysen in Kapitel 4.. 



 

 

Die Wasserver- und Abwasserentsorgung ist ein Bereich, anhand dessen zentrale politische Kern-

fragen europäischer Verfasstheit immer wieder neu verhandelt wurden. Seit den 1960er Jahren hat 

sich ein ordnungspolitischer Rahmen auf europäischer Ebene entwickelt, der den etablierten Rah-

men auf nationalstaatlicher Ebene zunehmend beeinflusst. Neben den unmittelbar wirkenden Re-

gelwerken (z.B. Trinkwasser-RL, Wasserrahmen-RL) gibt es weiteres Set an häufig eher indirekt 

wirkenden Policies. Im Mittelpunkt stehen hierbei Policies im Kontext der europäischen Wettbe-

werbs- und Binnenmarktpolitik sowie der internationalen Handelspolitik. Für diese Bereiche werden 

zentrale Landmarks der Problem(re)definition, des Agenda-Settings und der Politikformulierung 

nachgezeichnet.  

Die Frage, wie sich die Ausrichtung der europäischen Rahmenbedingungen für den Wassersektor 

gewandelt hat und welche Implikationen dies jeweils für Gestaltungsmöglichkeiten im Wassersektor 

hat, ist Hintergrundfolie für dieses Kapitel. Die Ausrichtung zentraler Policies lässt sich hinsichtlich 

Form und Inhalt von Politik in einem Kontinuum von zwei Spannungsfeldern einordnen (vgl. Abbil-

dung 4). Zum einen geht es um Fragen der Kompetenzverteilung im europªischen ĂMehrebe-

nensystemñ. Bestrebungen einer immer vollständigeren Europäisierung stehen hier solchen Positi-

onen gegenüber, welche die mitgliedstaatliche Autonomie (einschließlich Regionen und Kommunen) 

weitgehend zu bewahren suchen. Zum anderen treffen unterschiedliche Konzeptionen der inhalt-

lichen Ausrichtung öffentlicher Daseinsvorsorge6 aufeinander. Bestrebungen einer immer voll-

stªndigeren Orientierung am ĂIdealzustand eines unverfªlschten Wettbewerbs auf dem Binnen-

marktñ (Krajewski 2010a: 77) stehen hier Auffassungen gegen¿ber, welche die Sicherung und Or-

ganisation von Dienstleistungen der Daseinsvorsorge nach prioritär gemeinwohlorientierten Prinzi-

pien und im Hinblick auf ein öffentliches Interesse zu organisieren suchen. Der entstandene Rechts-

rahmen stellt insofern einen Ăhistorischen Kompromissñ (ebd.: 47) zwischen diesen kontrªren Positi-

onen dar. Von den Gründungsdokumenten der Europäischen Gemeinschaft bis zu aktuellen Policy-

Vorlagen sind grundsätzlich jeweils beide Pole angelegt.   

                                                      
6 Die Vielzahl an Begriffen in der Debatte um öffentliche Dienstleistungen (Daseinsvorsorge, Service Public, Public 

Services/Utilities) verweist insbesondere auch auf die historisch unterschiedliche Verankerungen in den Rechts-

ordnungen und Gesellschaftsmodellen in den Mitgliedstaaten (vgl. Ambrosius 2008: 528; Krajewski 2011: 3ff; Si-

mon 2009). Daneben hat die EU den Begriff der ĂDienstleistung von allgemeinem (wirtschaftlichen) Interesseñ ge-

prägt. Als rechtsordnungs¿bergreifender Begriff wird der Begriff Ăºffentliche Dienstleistungenñ vorgeschlagen 

(Krajewski 2011: 7f), dieser wird, neben dem in der deutschsprachigen Debatte verankerten Begriff der Daseins-

vorsorge, in den folgenden Ausführungen immer wieder zugrunde gelegt. 



 

 

 

 

 

Abbildung 4: Zwei Konfliktdimensionen im Europarecht öffentlicher Daseinsvorsorge 

Quelle: eigene Darstellung nach Krajewski (2010a) horizontal: inhaltliche Dimension, vertikal: Kompetenzdimension 

Aktuelle Reorganisationsprozesse im Wassersektor können vor dem Hintergrund politökonomi-

scher Transformationsprozesse seit den 1980er Jahren betrachtet werden (Bieling/Deckwirth 

2008; vgl. auch Kapitel 6), mit denen sich auch ein Paradigmenwechsel hinsichtlich des gesell-

schaftlichen Stellenwerts öffentlicher Dienstleistungen vollzogen hat. Ab de den 1980er Jahren wur-

den zunächst zentrale Impulse auf nationaler Ebene gesetzt, insb. durch konservative Regierungen 

in Großbritannien und den USA (Florio 2013). Zugleich spielten internationale Organisationen wie 

IWF und Weltbank eine Rolle, indem sie verschuldeten Entwicklungsländern Strukturanpassungs-

programme auferlegten, die mit Privatisierungen verbunden waren (Raza 2008; 2014). Die aktive 

Rolle der EU bei der Reorganisation öffentlicher Dienstleistungen ist nicht zuletzt vor dem Hinter-

grund europäischer ĂKernprojekteñ (Binnenmarkt, Wirtschafts- und Währungsunion, Finanz-

marktintegration) seit den 1980er Jahren zu sehen (Deckwirth 2008a). Im Zuge dieser Reorganisa-

tionsprozesse wurden Dienstleistungen, die zuvor primär als lokale ortsgebundene Tätigkeiten 

wahrgenommen wurden, erst allmählich auch als international handelbare Waren konzipiert, deren 

Märkte infolge zu schaffen und zu liberalisieren waren (Deckwirth 2004; Raza 2008). Die zuneh-

mende Bedeutung von Maßnahmen zur Liberalisierung des Dienstleistungshandels erklärt sich auch 

durch die wachsende Bedeutung des Dienstleistungssektors in Industrieländern (Raza 2014). Für 

den europäischen Wassersektor entstand eine Dynamik insbesondere seit den 2000er Jahren im 

Kontext der europäischen Binnenmarkt- und Wettbewerbspolitik sowie der internationalen Handels-

politik (vgl. Raza 2008). 

Im Zentrum der nachfolgenden Ausführungen stehen Policies im Bereich der EU-Binnenmarktpolitik 

(Abschnitt 3.2) sowie der internationalen Handelspolitik (Abschnitt 3.3), von denen Impulse für die 

(Re-)Organisation des Wassersektors ausgehen. Von großer Relevanz sind jedoch auch fiskalpoliti-

sche Rahmenbedingungen (siehe Abbildung 5). So kann durch die Einschränkung des fiskalpoliti-

schen Spielraums im Kontext von Austeritätspolitiken indirekt ein erheblicher Druck in Richtung ei-

ner Reorganisation öffentlicher Dienstleistungen entstehen (vgl. Hall 2015b). Die Konditionalitäten 

der TROIKA für Griechenland und Portugal enthielten jedoch auch durchaus direkte Vorgaben, die 

eine Privatisierung der Wasserversorgung nahelegten (vgl. Fischer-Lescano 2013). Bei der Ent-

scheidung für konkrete Optionen spielen auf der kommunalen Ebene jedoch auch sehr spezifische 

Pfadabhängigkeiten, konkrete Akteure, diskursive Konstellationen sowie der jeweils konkrete polit-

ökonomische Kontext eine entscheidende Rolle. Binnenmarktpolitische und handelspolitische Poli-

cies lassen sich somit nicht immer linear in konkrete Politiken auf der Ebene der kommunalen Was-

serversorgung übersetzen, sie geben jedoch in zunehmendem Ausmaß einen Rahmen vor, inner-

halb dessen Entscheidungen getroffen werden müssen. Der Frage, welche Akzentverschiebungen 

im Untersuchungszeitraum auf diesen Ebenen stattgefunden haben und wie die unterschiedlichen 

Policy-Ebenen zusammenspielen, wird abschließend (Abschnitt 3.5) nachgegangen. Die Frage nach 

den mit den Policies verbunden Politics, die mit Fragen nach konkreten AkteurInnen, deren Strate-

gien sowie Kräfteverhältnissen und Konflikten verbunden ist, wird in einem kurzen Exkurs aufgegrif-

fen (Abschnitt 3.4).   
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Abbildung 5: Überblick über zentrale Referenzpunkte für Policies auf den Ebenen der Bin-

nenmarkt-, Handels- und Fiskalpolitik 2010-2018 

Quelle: eigene Darstellung 

 



 

 

Während die Anwendung der Binnenmarkt- und Wettbewerbsbestimmungen bereits in den 1990er 

Jahren auf öffentliche Dienstleistungen wie Telekommunikation, Postdienste und Energieversorgung 

ausgeweitet wurden, stand bis dahin auf europäischer Ebene eine Liberalisierung des Wassersek-

tors noch nicht auf der Agenda. Im Rahmen der Lissabon-Strategie aus dem Jahr 2000 änderte 

sich dies. Ein Teil dieser Strategie war es, die Binnenmarktvervollständigung weiter voranzutrei-

ben und im Zuge dessen auch die Rolle von ĂDienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen 

Interesseñ im Wettbewerbs- und Binnenmarktrecht gezielt in den Fokus zu nehmen. In den darauf-

folgenden Jahren wurden diesbezüglich von der Europäischen Kommission in zwei Richtungen 

Sondierungs- und Evaluierungsprozesse in Gang gesetzt (vgl. Schenner 2006; Raza 2009).  

Zum einen wurde die Binnenmarktvervollständigung durch die Liberalisierung der noch ausstehen-

den Sektoren angestrebt. Hier erfolgte eine Evaluierung relevanter Sektoren, so auch des Was-

sersektors. In diesem Zusammenhang wurde auch mehrfach die Erstellung einer eigenen Sekto-

renrichtlinie für eine Liberalisierung des Wassersektors angedacht. Zum anderen wurden Son-

dierungsprozesse initiiert, die den besonderen Stellenwert von ĂDienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichen Interesseñ klªren und f¿r deren Erbringung grºÇere Rechtssicherheit herstellen soll-

ten. Mehrfach angedacht war zu diesem Zweck eine ĂRahmenrichtlinie f¿r Dienstleistungen von 

allgemeinem wirtschaftlichen Interesseñ (vgl. Schenner 2006: 90f). 

Die beiden genannten Richtlinienprojekte wurden nicht in dieser Form umgesetzt, jedoch markieren 

sie Zielhorizonte, in Richtung welcher Diskussionen vorangetrieben wurden und woraus Ansatz-

punkte für weitere Policies entstanden. Die Ergebnisse dieser Sondierungsphase lassen sich an-

hand einer Reihe von Schlüsseldokumenten (Mitteilungen, Berichten, Reden) nachzeichnen. Deren 

Bedeutung für eine Neuorientierung der europäischen Wasserpolitik erwächst in dieser Phase ins-

besondere durch ihr Gewicht im Prozess der Themeninitiierung und des Agenda-Settings (für ge-

nauere Ausführungen zum Prozessverlauf in den Jahren 2000 bis 2006 vgl. auch Schenner 2006). 

 

Der Frage, inwiefern der Wassersektor verstärkt in den Prozess der Binnenmarktvervollständigung 

intergriert und für mehr Wettbewerb geöffnet werden könne, wurde ab dem Jahr 2000 von der Euro-

päischen Kommission in unterschiedlichen Mitteilungen und Dokumenten nachgegangen. So wird 

zunächst im Jahr 2000 in einer Mitteilung der Europªischen Kommission zu einer ĂBinnen-

marktstrategie f¿r den Dienstleistungssektorñ die Frage der Binnenmarktvervollständigung erör-

tert (Europäische Kommission 2000a). Eine von der DG Wettbewerb beauftragte Studie 

(WRc/ecologic 2002) soll Ăeinen Überblick über die grundlegenden Charakteristika des Wassersek-

tors verschaffenñ und Optionen sondieren, wie in diesem Bereich mehr Wettbewerb eingeführt wer-

den kann (Schenner 2006: 94). Aufmerksamkeit erhielten aber auch weitere Stellungnahmen, wie 

eine Rede des damaligen Binnenmarktkommissars Bolkestein, in der er die Dringlichkeit und 

Machbarkeit von mehr Wettbewerb Ăimñ Wassermarkt betonte, etwa auch durch den Bau pa-

ralleler Leitungen (Bolkestein 2002; vgl. Schenner 2006:94).  



 

Eine interkommissionelle Arbeitsgruppe (bestehend aus Generaldirektion (DG) Wettbewerb, DG 

Binnenmarkt, DG Umwelt sowie unter temporärer Mitarbeit der DG Landwirtschaft, DG Regionen, 

DG Wirtschaft und Finanzen, DG Erweiterung, DG Gesundheit und Verbraucherschutz) wird infolge 

beauftragt, eine ĂBestandsaufnahme der Situation des europªischen Wassersektorsñ vorzunehmen 

und den Handlungsbedarf für mögliche weitere Gesetzesinitiativen zu überprüfen (Schenner 2006: 

107). Darüber hinaus werden über eine Fragebogenaktion die Mitgliedstaaten sowie über Gesprä-

che weitere AkteurInnen, wie große Wasserunternehmen und kommunale Verbände konsultiert 

(ebd.: 108). Zu den Ergebnissen der interkommissionellen Evaluierung gehören die Erkenntnisse, 

dass  

 erstens im Wassersektor ein Wettbewerb am Markt aus praktischen und technischen Gründen 

nicht wie in anderen Sektoren möglich ist, dass  

 zweitens eine umfassende Liberalisierung im Wasserbereich politisch umstritten und schwer 

durchsetzbar ist, und dass  

 drittens die Wettbewerbsfähigkeit Europas durch eine Liberalisierung des Wassersektors insge-

samt nicht maßgeblich gesteigert würde (vgl. ebd.: 109).  

Von einer ĂSektorenrichtlinie zur Liberalisierung des Wassersektorsñ wie sie in anderen Sektoren 

bereits umgesetzt worden war und damit von der Idee einer Ătraditionellen Marktºffnungñ wird infolge 

Abstand genommen. Zugleich wird festgehalten, den Wettbewerb in diesem insgesamt Ăfinanz-

trªchtigen Wirtschaftszweigñ im Rahmen der Mºglichkeiten weiter auszubauen (Schenner 

2006: 110). Künftige Ansatzpunkte dafür werden an verschiedenen Stellen ausgemacht: erstens in 

der zeitlichen Einschränkung ausschließlicher Rechte bei lokalen Monopolen, zweitens bei der 

Überprüfung des Vergaberechts für Ausgliederungen, drittens in einer möglichen Aufteilung des 

Wassermarktes in unterschiedliche Segmente (etwa eine Unterscheidung zwischen Haushalten und 

gewerblichen KonsumentInnen) und viertens in einer erhöhten Transparenz bei der Durchführung 

von Vergaben und im innerbetrieblichen Management (vgl. Schenner 2006: 111f; Gee 2004). 

 

Auf der Ebene der Politikformulierung wurden die zwei in dieser Sondierungsphase angedachten 

Rechtsakte letztlich nicht umgesetzt ï weder eine sektorale Liberalisierungsrichtlinie für den Was-

sersektor noch eine ĂRahmenrichtlinie f¿r Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Inte-

resseñ. In nachfolgenden Diskussionen wurden beide jedoch immer wieder orientierend oder davon 

abgrenzend als Referenzpunkte herangezogen. Dieser Sondierungsphase erwächst für die nachfol-

genden Prozesse insbesondere in zweierlei Hinsicht Bedeutung. Zum einen wurden wichtige Schrit-

te der Themeninitiierung und des Agenda-Settings gesetzt. Der Wassersektor, der zuvor noch 

nicht Gegenstand europäischer Liberalisierungsbestrebungen war, wurde als ein Bereich identifi-

ziert, in dem es zu überprüfen galt, inwiefern der Wettbewerb ausgeweitet werden kann. Wenngleich 

also die Idee einer sektoralen Liberalisierungsrichtlinie verworfen wurde, konnten in den damit ein-

hergehenden Sondierungen zukünftige Ansatzpunkte für Liberalisierungsmöglichkeiten identi-

fiziert werden. Ein weiterer Aspekt dieser Phase ist es, dass parallel auch die Frage nach der Ăbe-

sonderen Bedeutung ºffentlicher Dienstleistungenñ auf die Agenda gesetzt wurde, in einem ersten 

Schritt zumindest in deklaratorischer Form. 

Zudem haben die Debatten um eine sektorale Liberalisierungsrichtlinie gezeigt, dass der Was-

sersektor ein umkämpfter und politisierbarer Bereich ist. Wenngleich die Positionen nicht einheit-

lich waren, sprach sich etwa das Europäische Parlament 2004 in einer Entschließung zur Binnen-

marktstrategie ausdr¿cklich dagegen aus, dass Wasserdienste ĂGegenstand sektoraler Richtlinien 



des Binnenmarktesñ werden und betonte, dass auch die ĂBewirtschaftung der Wasserressourcen 

nicht den Regeln des Binnenmarkts unterliegen darf, da Wasser ein gemeinsames Gut der 

Menschheit darstelltñ, zugleich bef¿rwortet es jedoch eine ĂModernisierungñ des Wassersektors 

Ăwobei wirtschaftliche Grundsätze mit Qualitäts- und Umweltstandards sowie mit der erforderlichen 

Effizienz im Einklang stehenñ m¿ssten (Europªisches Parlament 2004; vgl. Scherrer et al. 2004: 19). 

Noch deutlicher fallen die liberalisierungsskeptischen Positionen der VertreterInnen von Städten und 

Kommunen, kommunalen Verbänden, Gewerkschaften, Umwelt- und Verbraucherschutzgruppen 

sowie zivilgesellschaftlichen AkteurInnen aus (vgl. Schenner 2006: 98ff; MA 27 o.J. a; Rühle 2014: 

93). Das Abstandnehmen von einer sektoralen Liberalisierungsrichtline lässt sich also zum einen auf 

die Einsicht zurückführen, dass Wasser eine Ăuncooperative commodityñ ist (Bakker 2003a), also 

dass aufgrund der Ăphysisch-materiellenñ Eigenschaften der Wasserversorgung ï dass Wasserver-

sorgung ein natürliches Monopol ist, in dem paralleler Leitungsbau unrentabel und das Vermischen 

von Wasser aus unterschiedlichen Quellen zu Qualitätsverlusten führt ï ein Wettbewerb Ăimñ Markt 

nicht funktional ist (Rühle 2014: 94). Zum anderen weisen die Kontroversen darauf hin, dass eine 

politische Legitimitªt f¿r einen solchen Ăsektoralen Liberalisierungsansatzñ nicht herstellbar war (vgl. 

MA 27 o.J. a). 

 

Ein nächstes Vorhaben, welches auf die Vervollständigung des Binnenmarktes abzielte, war die 

Dienstleistungsrichtlinie (DLR), die nach dem damaligen Binnemarktkommissar auch als ĂBol-

kestein-Richtlinieñ bezeichnet wurde (vgl. Raza 2009: 48). Sie wurde auf der rechtlichen Grundlage 

sektorübergreifender Kompetenzen zur Rechtsangleichung erlassen (Krajewski 2011: 186) und 

war als Rahmenrichtlinie konzipiert. Insbesondere sollten damit ein Binnenmarkt auch für Dienstleis-

tungen geschaffen und bürokratische Hindernisse im Bereich der Niederlassungsfreiheit und der 

Dienstleistungsfreiheit abgebaut werden. Eine ĂMarktºffnung im Sinne der Liberalisierung von ºffent-

lichen Dienstleistungenñ sei Ăausdr¿cklich nicht vorgesehenñ (Krajewski 2011: 217). 

Der erste Entwurf der Dienstleistunsgrichtlinie von 2004 bezog sich Ăhorizontalñ auf alle 

Dienstleistungen, mit Ausnahme Ănichtmarktbestimmterñ Tªtigkeiten (Europäische Kommissi-

on 2004b). Die Wasserversorgung lag also in ihrem Geltungsbereich, da diese Ăseit dem Gr¿nbuch 

f¿r Dienstleistungen von allgemeinem Interesse explizit als eine āwirtschaftliche Tªtigkeitô klassifiziert 

wirdñ (Schenner 2006: 104; vgl. Wagner 2005: 149). In kontrovers geführten Auseinandersetzungen 

zum ersten Richtlinienentwurf wurden unter anderem die möglichen Auswirkungen auf öffentliche 

Dienstleistungen kritisiert (vgl. MA 27 o.J. a; Krajewski 2011: 217). In der 2006 verabschiedeten 

Version (Richtlinie 2006/123/EG, vgl. Europäisches Parlament/Europäischer Rat 2006) wurde 

daraufhin den vorausgegangenen Bedenken mit der Verankerung bereichsspezifischer Ausnahmen 

Rechnung getragen (Krajewski 2011: 217). Es wurden zum einen einzelne Sektoren vom generellen 

Geltungsbereich der Richtlinie ausgenommen (Artikel 2), zum anderen wurden gemäß Artikel 17 

Abs. 1 DLR ĂDienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesseñ ï explizit aufgezählt wer-

den hier auch ĂDienste der Wasserverteilung und -versorgung sowie der Abwasserbewirtschaftungñ 

ï von den Bestimmungen zur Dienstleistungsfreiheit ausgenommen (vgl. ebd.: 218). 

Zudem wird in Art.1 Abs.3 DLR unter anderem festgehalten, dass durch die Richtlinie bestehende 

Monopole nicht abgeschafft werden und dass ï im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht ï das 

Recht der Mitgliedstaaten festzulegen, welche ĂLeistungen sie als von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesseñ erachten und wie diese organisiert werden, nicht ber¿hrt wird (vgl. MA 27 o.J. a). 

Da öffentliche Dienstleistungen wie die Wasserversorgung von den zentralen Bestimmungen der 

Richtlinie ausgenommen wurden, wird zunächst davon ausgegangen, dass die praktischen Auswir-



kungen der Richtlinie auf diese Sektoren eher gering sind (Krajewski 2011: 218). Dennoch sind eine 

Reihe von Aspekten zu bedenken. Erstens, selbst wenn diese Sektoren vom Geltungsbereich der 

Richtlinie ausgenommen sind, haben die primärrechtlich verankerten Regelungen zur Niederlas-

sungs- und der Dienstleistungsfreiheit weiterhin ihre Gültigkeit (ebd.). Zweitens, unterliegt der ge-

samte Bereich der Ăangrenzenden Dienstleistungenñ wie der Bau, die Wartung und die Instandhal-

tung von Rohrleitungsnetzen, Filter- und Kläranlagen sowie Abrechnungsdienste (Schenner 2006: 

105) bereits jetzt den Regelungen der DLR. Und drittens wird auf einen weiteren Aspekt hingewie-

sen. Die Tatsache, dass die DLR in ihren Bereichsausnahmen nach Art.2 auch Ănicht-wirtschaftliche 

Dienstleistungen von allgemeinem Interesseñ auflistet kann einerseits als Ădeklaratorischñ eingestuft 

werden, da nicht-wirtschaftliche Tªtigkeiten Ăohnehin nicht in den Anwendungsbereich der Grund-

freiheitenñ fallen (Krajewski 2011: 217). Andererseits kann diese Auflistung auch als problematisch 

eingeschªtzt werden, da sie Ăsuggeriert, die Union verf¿ge ¿ber eine Zustªndigkeit zur Regelung 

nicht-wirtschaftlicher Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesseñ, obwohl eine 

diesbezügliche Unionskompetenz im Primärrecht gar nicht angelegt ist (ebd.: 218). 

 

Das unionsrechtliche Vergaberecht regelt die Vergabe öffentlicher Aufträge, insbesondere bei der 

öffentlichen Beschaffung von Waren, Dienstleistungen und Bauleistungen (Ringwald et al. 2016:1). 

Inhaltlich ist es darauf ausgerichtet, eine Ămºglichst transparente und diskriminierungsfreie Beschaf-

fung im Wettbewerb und nach dem Prinzip der Wirtschaftlichkeitñ zu gewªhrleisten (ebd.: 5). Im 

Zuge mehrfacher Reformschritte wurde die Anwendung vergaberechtlicher Vorschriften auf zuvor 

nicht erfasste Bereiche ausgeweitet. Insgesamt hat das Vergaberecht eine Bedeutungssteige-

rung erfahren (vgl. Klein 2012:121) und kann inzwischen als ein Kernbereich des Europäischen 

Binnenmarktes betrachtet werden, der Ăerhebliche praktische Bedeutung f¿r alle Wirtschaftszweigeñ 

hat (Frenz 2007:VII). 

Das unionsrechtliche Vergaberecht ist, basierend auf den sektorübergreifenden Unionskompeten-

zen zur Rechtsangleichung, detailliert im europäischen Sekundärrecht geregelt. Die Anwendbarkeit 

des sekundärrechtlichen Vergaberechts richtet sich unter anderem nach dem Auftragsvolumen und 

kommt nur oberhalb eines Schwellenwertes zum Tragen. Allerdings hat der EuGH auch unterhalb 

dieser Schwellenwerte einige grundsätzliche Anforderungen an die Auftragsvergabe nach dem Pri-

märecht abgeleitet, insbesondere hinsichtlich des allgemeinen Diskriminierungsverbots und der 

Grundfreiheiten (ebd.: 364; Frenz 2007: 533ff; Heller 2016). 

Ein öffentlicher Auftrag im Sinne des Vergaberechts liegt grundsätzlich vor, wenn eine öffentliche 

Stelle eine von dieser getrennten (privaten oder öffentlichen) Rechtsperson mit der Erbringung einer 

Dienstleistung beauftragt und hierfür ein Entgelt zahlt (Krajewski 2011: 364). Für den Wassersektor 

entfaltet das Vergaberecht dann seine Wirkung, Ăwenn die jeweiligen Dienstleistungen nicht aus-

schließlich und unmittelbar von einem öffentlich-rechtlichen Hoheitstrªger erbracht werdenñ (ebd.: 

212).  

Ein Sonderfall ist die in vielen Bereichen öffentlicher Dienstleistungen übliche Ăºffentlich-

ºffentliche Zusammenarbeitñ, die grundsätzlich nicht ausschreibungspflichtig ist (vgl. ABZ 2017). 

Dies ist insb. für die interkommunale Zusammenarbeit und Inhouse-Vergaben relevant. Diese Aus-

nahmen von der Ausschreibungspflicht nach dem Vergaberecht unterliegen jedoch eng spezifizier-

ten Bedingungen, die immer wieder Gegenstand von Rechtsstreitigkeiten waren. Insbesondere der 

Vorgang der Inhouse-Vergabe wurde wiederholt als ĂRechtsl¿ckeñ im Vergaberecht identifiziert und 

schrittweise weiter spezifiziert und eingeschränkt ï zunächst durch Rechtsprechungen des EuGH 

und nachfolgend durch weitergehende sekundärrechtliche Maßnahmen der Europäischen Kommis-



sion. Richtungsweisend waren hierbei zunächst eine Reihe von Urteilen des EuGH (ĂTeckalñ, ĂStadt 

Halleñ, ĂParking Brixenñ), die eine Ăfortschreitende Limitierung der Ausschreibungsfreiheitñ bei In-

house-Vergaben (vgl. Frenz 2007: 705f) bedeutet. In einem für die Erbringung von öffentlichen 

Dienstleistungen zentralen Bereich wurde damit für öffentliche Unternehmen der Entscheidungs-

spielraum, in welcher Form eine Aufgabenübertragung erfolgen kann, schrittweise einge-

schränkt. 

Eine sekundärrechtliche Regulierung öffentlicher Auftragsvergabe erfolgte bereits im Jahr 1971 und 

wurde in mehreren Reformschritten ausgebaut7. Im April 2014 wurde das bis dahin gültige Vergabe-

recht durch ein neues ĂPaket ¿ber das ºffentliche Auftragswesenñ (Europªisches Parla-

ment/Europäischer Rat 2014a, 2014b, 2014c) reformiert. Dieses umfasst drei separate Richtlinien: 

die beiden reformierten Vergabe- und Sektorenrichtlinien sowie die neu geschaffene Konzessions-

richtlinie. Als Ziele dieser Vergaberechtsreform von 2014 wurden unter anderem benannt, Verfahren 

einfacher und flexibler zu gestalten, wodurch der Zugang von kleinen und mittleren Unternehmen zu 

öffentlichen Aufträgen erleichtert werden und dafür Sorge getragen werden solle, Ădass soziale und 

ºkologische Kriterien stªrker ber¿cksichtigt werdenñ (Europªisches Parlament 2017).  

Die Vergabe öffentlicher Aufträge im Wassersektor (wie etwa Bau- oder Wartungsaufträge) ist in 

einer eigenen Sektorenrichtlinie (auch Sektorenkoordinierungsrichtlinie oder Utilities Directive, Richt-

linie 2014/25/EU) geregelt. Darüberhinaus sind im Wassersektor Dienstleistungskonzessionen von 

zentraler Bedeutung. Die Frage, inwiefern diese sekundärrechtlich zu regulieren sind, war hinsicht-

lich der im Zuge der Vergaberechtsreform von 2014 neu geschaffenen Konzessionsrichtlinie rele-

vant. 

 

Mit Dienstleistungskonzessionen werden in vielen Mitgliedstaaten Ăhoheitlicheñ Aufgaben an Dritte 

übertragen. In der Regel erhält der Konzessionsnehmer das Recht Gebühren einzuheben und muss 

im Gegenzug öffentliche Aufgaben unter Übernahme des wirtschaftlichen Risikos eigenverantwort-

lich erledigen (vgl. Rühle 2014: 90; Krajewski 2011: 364). Wie in Kapitel 5.3 dargestellt, sind Kon-

zessionen durch längere Vertragsdauer, mehr Risiko, komplexeres Aufgabenspektrum und häufige 

Nachverhandlungen (Ăunvollstªndiger Vertrªgeñ) gekennzeichnet. Aufgrund der im Vergaberecht f¿r 

öffentliche Aufträge restriktiveren Vorschriften war die Unterscheidung zwischen öfentlichem Auftrag 

und Dienstleistungskonzession immer wieder Gegenstand von Prozessen vor dem Europäischen 

Gerichtshof (vgl. ebd.: 91).  

Die Vergabe von Dienstleistungskonzessionen ist insb. in Bereichen relevant, wo aufgrund natürli-

cher Monopole oder anderer struktureller Bedingungen ein Wettbewerb Ăimñ Markt nicht praktikabel 

ist (Clifton/Díaz-Fuentes 2013:142; Herten-Koch 2013:248). Als Konzessionsnehmer können im 

Wassersektor sowohl kommunale Stadtwerke, kommunale Zweckverbände, öffentlich-private Part-

nerschaften (PPP) als auch rein privatwirtschaftlich geführte Unternehmen auftreten (ebd.: 89f). 

Von dem bereits detailliert ausgestalteten sekundärrechtlichen Vergaberecht waren Dienstleistungs-

konzessionen zunächst nicht erfasst (vgl. Clifton/Díaz-Fuentes 2013:140). Die Vergabe von Dienst-

leistungskonzessionen unterlag jedoch bereits den aus dem EU-Primärrecht abgeleiteten und 

vom EuGH ausformulierten Anforderungen des Transparenzgebots und des Nichtdiskriminie-

rungsgebots (vgl. AöW 2014). Diese Grundsätze sollten durch eine eigene Konzessionsrichtlinie 

eine sekundärrechtliche Konkretisierung erfahren. Argumentiert wurde mit höherer Transparenz, 

                                                      
7 1971: Richtlinie 71/305/EWG, 1992: Richtlinie 92/50/EWG, 2004: Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG 



größerer Rechtssicherheit und dem Schließen einer Regelungslücke (vgl. Rühle 2014: 94f). Die auf 

dem Primärrecht basierende Rechtsgrundlage wurde als zu vage erachtet und Einstiegsbarrieren 

aufgrund von rechtlicher Unsicherheit sowie von mangelndem Wettbewerb wurden als Gründe für 

Ineffizienz und Korruption identifiziert und somit als Bedrohung für die Gewährleistung der Dienst-

leistungen selbst (Clifton/Dìaz-Fuentes 2013:140).  

Bereits seit dem Erlass der ersten Vergaberichtlinie 1971 hatte es bei allen nachfolgenden Vergabe-

rechtsreformen Vorschläge gegeben, auch Dienstleistungskonzessionen einzubeziehen, deren Um-

setzung jedoch scheiterte (vgl. Europäisches Parlament 2010; Rühle 2014: 91ff; Deinlein 2014: 27). 

Im Zuge einer weiteren Vergaberechtsreform machte die Europäische Kommission 2010 einen er-

neuten Vorstoß und entwarf eine eigenständige Konzessionsrichtlinie (Europäische Kommission 

2011b). Diese fand nach anfänglichem Widerspruch im Europäischen Rat und im Europäischen 

Parlament zunächst Zustimmung, sodass über deren Entwurf im Jahr 2013 im Rahmen eines infor-

mellen Trialogs verhandelt wurde (Rühle 2014: 94ff). 

Während die Vorbereitungen dieses Richtlinienentwurfs zunächst wenig öffentliche Aufmerksamkeit 

erhielten, entstand Ende des Jahres 2012 ein breite Allianz, die sich gegen den Ăweitreichenden 

Eingriff in die Strukturen der Wasserversorgungñ (Deinlein 2014: 5) durch die geplante Richtlinie 

wendete. Perspektivisch implizierten deren Regelungen europaweite Ausschreibungen, bei 

denen Bewerber aus anderen EU-Mitgliedstaaten mit lokalen Bewerbern in Wettbewerb getreten 

wären (vgl. Deinlein 2014: 24). Die Liberalisierungsmaßnahmen über das Vergaberecht wurden 

daher immer wieder als ĂPrivatisierungñ bzw. ĂLiberalisierung durch die Hintert¿rñ bezeichnet 

(ebd.: 24) ï denn obwohl die Europäische Kommission sich hinsichtlich der Eigentumsordnung neut-

ral verhalten müsse, setze sie Maßnahmen, die sich de facto auf die Eigentumsordnung auswirken 

würden. Zeitgleich wurde die Diskussion um den Konzessionsrichtlinienentwurf mit den Anliegen der 

seit 2012 zugelassenen Europªischen B¿rgerinitiative ĂRight2Waterñ (ĂWasser und sanitäre 

Grundversorgung sind ein Menschenrecht! Wasser ist ein öffentliches Gut und keine Handelsware!ñ) 

verknüpft. Der Initiative gelang es innerhalb kurzer Zeit knapp 2 Millionen Unterschriften zu sam-

meln. Im Jahr 2013 wurde schließlich der Entschluss der Europäischen Kommission mitgeteilt, den 

Wassersektor insgesamt aus der Konzessionsrichtlinie auszunehmen (vgl. Rühle 2014: 101; Dein-

lein 2014: 20ff; MA 27 o.J. a). 

Beispiel Stadtwerke Karlsruhe 

Die Stadtwerke Karlsruhe versorgen die Stadt Karlsruhe mit Trinkwasser, Strom, Erdgas und Fern-

wärme. Das Trinkwasser wird zudem auch in mehreren Umlandgemeinden abgenommen. Die Antei-

le der 1997 gegründeten GmbH gehören zu 80% der Stadt Karlsruhe sowie zu 20% der EnBW AG 

(Energie Baden-Württemberg AG). Da sich die Stadtwerke Karlsruhe nicht zu hundert Prozent in 

öffentlicher Hand befinden und da sie als Mehrspartenunternehmen auch auf dem liberalisierten 

Strom- und Gasmarkt tätig sind, könnte, gemäß den Bestimmungen der verabschiedeten Richtlinie 

zur Konzessionsvergabe (Richtlinie 2014/23/EU), ohne die Bereichsausnahme für den Wassersek-

tor eine Konzession zur Wasserversorgung nicht direkt an die Stadtwerke vergeben werden. 

Die Bedeutung der Wasser-Bereichsausnahme für die öffentliche Wasserwirtschaft lässt sich an-

hand der Wirkung der Konzessionsrichtlinie für diejenigen Sektoren aufzeigen, die nicht von ihrem 

Geltungsbereich ausgenommen sind. Für diese Sektoren unterliegt die Möglichkeit einer ausschrei-

bungsfreien direkten Vergabe von Konzessionen an kommunale Unternehmen eng gefassten Vor-

bedingungen. Zum einen darf Ăkeine direkte private Kapitalbeteiligungñ vorliegen, was impliziert, 

dass Konzessionsvergaben an Wasserversorgungsunternehmen, die sich nicht zu hundert Prozent 

in öffentlicher Hand befinden ausschreibungspflichtig sind (Deinlein 2014: 64). Von dieser Regelung 



wären beispielsweise zahlreiche öffentliche Wasserunternehmen in großen Städten Deutschlands 

betroffen, da hier, laut einer Auskunft des Deutschen Bundestages (2013: Antwort 4) bei ca. 75% 

der Unternehmen eine private Beteiligung vorliegt. Zum anderen sind Ămindestens 80% des Gesam-

tumsatzes des Unternehmens für die Eignerkommune zu erbringenñ (ebd.). Da ĂTªtigkeiten im libe-

ralisierten Strom- und Gasmarkt [...] nicht als f¿r die Eignerkommune erbracht angerechnet werdenñ 

(ebd., vgl. Deutscher Bundestag 2013: Antwort 3), bedeutet dies, dass eine ausschreibungsfreie 

Konzessionsvergabe an verbundene Unternehmen wie Mehrsparten-Stadtwerke faktisch ausge-

schlossen ist.  

In einem ĂReview-Vorbehaltñ (Artikel 53) wurde jedoch festgehalten, dass die Konzessionsrichtlinie 

bis zum Jahr 2019 hinsichtlich der Auswirkungen dieser Bereichsausnahme für den Wassersektor 

evaluiert werden soll. Zum Zeitpunkt des Abschlusses der vorliegenden Studie lag zu diesem Re-

view-Prozess eine erste von der Europäischen Kommission beauftragte Untersuchung vor, die sich 

mit Ăwater services in selected member countriesñ (Blagoeva/Rossing 2015) auseinandersetzt. Ef-

fekte auf Preise und Qualität durch die Ausnahme des Wassersektors aus der Konzessionsrichtlinie 

konnten in dieser Studie nicht festgestellt werden (vgl. Kapitel 4). Kritisiert wurde von anderer Seite 

das Design der Studie, insofern als sie Stakeholder und Literatur nur selektiv einbeziehe, neuere 

Erkenntnisse zu den Transaktionskosten und insbesondere den sozialen Kosten von Wasserliberali-

sierungen nicht in Betracht ziehe und in ihrer Fragestellung an dem breiten gesellschaftlichen Kon-

sens für ein Menschenrecht auf Wasser und für eine öffentliche Wasserversorgung vorbeigehe 

(Lobina 2018; vgl. auch Kapitel 0). 

 

Das europäische Beihilfenrecht ist neben dem Vergaberecht und dem Konzessionsrecht ein zentra-

les Instrument für die Herstellung des Binnenmarktes. Sukzessive hat es in den vergangenen Jah-

ren einen Bedeutungszuwachs erfahren, was auch seinem Ăerheblichen ºkonomischen Gewichtñ 

entspricht (vgl. Frenz 2007: VII). Der Begriff Beihilfe bezieht sich auf ein weites Spektrum staatlicher 

Unterst¿tzungsleistungen, womit Ănicht nur direkte finanzielle Zuwendungen erfasstñ werden, Ăson-

dern alle Entlastungen von Kosten, die ein Unternehmen bei unverfälschtem wirtschaftlichen Ablauf 

zu tragen hatñ (ebd.: 54). Eine Beihilfengewªhrung kann also auch erfolgen durch Erlassen von Ge-

setzen, Verordnungen, Bescheiden, durch Abschluss von Verträgen, Gewährung von Förderungen, 

Verzicht auf Forderungen, Steuer- und Abgabenbefreiungen, begünstigte Darlehen, Kreditbürg-

schaften, Lieferung von Waren oder Dienstleistungen zu Vorzugsbedingungen, öffentlich-private 

Partnerschaften, Privatisierungen und Beteiligungen oder Rechtsgeschäfte öffentlicher Unterneh-

men (MA 27 o.J. b: 5; Raza/Wedl 2003: 430). 

Für den Bereich öffentlicher Dienstleistungen spielt das Thema ĂBeihilfenñ insbesondern dann 

eine Rolle, wenn die jeweiligen Dienstleistungen nicht direkt von einer staatlichen Stelle erbracht 

werden, sondern an ein privates oder öffentliches Unternehmen ausgelagert werden und auf-

grund gemeinwirtschaflicher Verpflichtungen nicht kostendeckend erbracht werden können. 

In solchen Fªllen sind Ausgleichszahlungen als ĂAusgleich f¿r die Erbringung einer Gemeinwohlauf-

gabeñ bedeutsam (vgl. Krajewski 2007, 2011: 227f; Simon 2009: 249ff). Inwiefern staatliche Aus-

gleichszahlungen den Tatbestand einer Beihilfe erfüllen und unter welchen Umständen sie zulässig 

sind, führte wiederholt zu Diskussionen. 

Zu einem Referenzpunkt wurden die Spezifizierungen des Beihilfentatbestands durch das EuGH 

Urteil in der Sache Altmark Trans (EuGH 2003, Rs. C-280/00, Altmark Trans, 24.7.2003). In diesem 

Urteil werden vier Bedingungen genannt, die kumulativ erfüllt sein müssen, damit ĂAusgleichszah-



lungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungenñ nicht als Beihilfe gemªÇ Artikel 107 Abs. 1 AEUV 

einzustufen sind (vgl. Krajewski 2011: 465ff; Frenz 2007: 148ff; Schenner 2006; Simon 2009: 255f). 

Insbesondere der Nachweis des vierten Altmark Trans Kriteriums stellt für die Praxis vieler 

kommunaler Unternehmen eine Herausforderung dar. Es wurde darauf hingewiesen, dass es im 

Bereich öffentlicher Dienstleistungen in vielen Fällen nur schwer praktikabel sei (VÖWG 2011) und 

zu einer Ăfaktischen Ausschreibungspflichtñ führen könne (Krajewski 2011: 468). Eine Ădeutliche 

Prªferenz f¿r die Vergabe im Wettbewerbñ (ebd.) lªsst sich insbesondere dem j¿ngsten vergabe-

rechtlichen Paket der Kommission entnehmen, wo festgehalten wird, Ă[d]ie einfachste Mºglichkeit für 

Behörden, das vierte Altmark-Kriterium zu erfüllen, besteht ... darin, eine offene, transparente und 

diskriminierungsfreie ºffentliche Ausschreibung durchzuf¿hrenñ (Europªische Kommission 2012a). 

Auf der Ebene des Sekundärrechts wurde das Beihilfenrecht von der Europäischen Kommission 

mehrfach konkretisiert. Das sogenannte Monti-Kroes-Legislativpaket aus dem Jahr 2005 wurde 

2011 durch das sogenannte Almunia-Paket abgelöst. Dieses regelt, Ăunter welchen Voraussetzun-

gen eine als staatliche Beihilfe eingestufte Ausgleichsleistung mit dem Binnenmarkt vereinbar istñ 

(Europäische Kommission 2013b) und präzisiert zugleich die Kriterien des Altmark-Trans-Urteils 

(vgl. Wüstneck 2012). 

Die beihilfenrechtliche Relevanz staatlicher Ausgleichszahlungen verweist somit, ebenso wie die 

ĂFrage der wettbewerbsrechtlichen Zulªssigkeit von Quersubventionierungenñ sowie sektorale Vor-

gaben f¿r Universaldienstverpflichtung auf ein grundsªtzliches ĂSpannungsfeld zwischen den Anfor-

derungen des Unionsrechts und den Finanzierungsmodellen f¿r ºffentliche Dienstleistungenñ (vgl. 

Krajewski 2011: 442). 

Die Bestimmungen über staatliche Beihilfen können als ein Bereich angesehen werden, in welchem 

durch sukzessive striktere Anwendung der Wettbewerbsregeln, der Spielraum für die Organisation 

öffentlicher Dienstleistungen eingeschränkt werden kann (vgl. Schenner 2006: 84f; Raza 2009). 

Zwar sind Ausgleichszahlungen für öffentliche Dienstleistungen unter bestimmten Voraussetzungen 

prinzipiell zulässig, der Rahmen ist jedoch eng abgesteckt und der administrative Aufwand um 

nachzuweisen, dass die Kriterien erfüllt sind, kann öffentliche Stellen dazu bewegen, von vornherein 

auszuschreiben. Insofern signalisieren die Regelungen eine gewisse Präferenz für Ausschrei-

bungswettbewerb (Krajewski 2007: 11). 

 

Im Untersuchungszeitraum spielten auf der Ebene des Binnenmarktes vor allem das Vergabe- und 

Beihilfenrecht eine zentrale Rolle für die Reorganisation des Wassersektors. Aber auch Änderungen 

in den wasserrechtlichen Richtlinien können die Rahmenbedingungen für die Organisation der Was-

serbereitstellung verändern und eine ĂLiberalisierung durch die Hintert¿rñ implizieren (vgl. 

ÖVGW 2018d). Jüngeren Diskussionen über den Entwurf (Recast) einer neuen Trinkwasserrichtlinie 

lässt sich entnehmen, dass in diesem Rahmen gesetzte Maßnahmen sich erheblich auf die Gestal-

tungsmöglichkeiten der Wasserversorgung im Kontext des Binnenmarktes auswirken können ï fol-

gende potenzielle Problemfelder werden hier genannt: 

 Der gesteigerte Aufwand für Wasseruntersuchungen geht insbesondere für kleinere Was-

serbetreiber mit hohen Kostensteigerungen einher, die sich einschneidend auf die Betriebs-

struktur auswirken können (vgl. ÖVGW 2018d; Wassergenossenschaft Gramastetten o.J.). 

 Die umfangreichen neuen Informations- und Transparenzpflichten (hinsichtlich Kosten-

struktur, Verbrauch, Überwachungsergebnisse, Gesamtleistung, Investitionen) exponieren ins-



besondere kleinere Wasserunternehmen auf dem Markt und können damit eine Grundlage für 

mögliche künftige Liberalisierungen und Privatisierungen liefern (AöW 2018a). 

 Der Richtlinienentwurf nimmt zwar Bezug auf die Europªische B¿rgerinitiative ĂRight2Waterñ, 

unterlässt jedoch die Anerkennung des auf UN-Ebene verankerten Menschenrechts auf 

Wasser im Rahmen der TWR (vgl. EPSU 2018a; Food&Water Europe 2018) und trifft keine 

Vorkehrungen gegen weitere Liberalisierungen (AöW 2018a). 

 Durch delegierte Rechtsakte werden wichtige Kompetenzen des Europäischen Parlaments, der 

Mitgliedstaaten und der Kommunen auf die Europäische Kommission übertragen, was demo-

kratiepolitische Implikationen hat (AöW 2018a, AK Österreich 2018).  

 

Beispiel Berliner Wasserbetriebe 

Die Berliner Wasserbetriebe wurden 1999 teilprivatisiert wodurch ein Anteil von 49,9% an RWE 

Aqua GmbH und Vivendi (heute Veolia Wasser GmbH) übertragen wurde. Der Vertrag stand den 

privaten Anteilseignern garantierte Gewinne sowie, trotz Minderheitsbeteiligung, umfangreiche Kon-

trollbefugnisse zu. Steigende Preise, zu geringe Investitionen sowie das Bekanntwerden der Ver-

tragskonditionen f¿hrten zu politischen Kontroversen, die im Zuge des Volksentscheids zur ĂOffen-

legung der Teilprivatisierungsverträge bei den Berliner Wasserbetriebenñ im Jahr 2011 ºffentlich 

ausgetragen wurden. Im Jahr 2012 wurden die Berliner Wasserbetriebe durch Rückkauf rekommu-

nalisiert. Im Jahr 2018 beschließt das Berliner Abgeordnetenhaus, dass das Land Berlin sich als 

ĂBlue Communityñ deklariert. Damit verpflichtet es sich unter anderem, das Menschenrecht auf 

Wasser tatsächlich umzusetzen, die Wasserversorgung als öffentliches Gut zu erhalten und Lei-

tungswasser gegenüber Flaschenwasser zu fördern (Berliner Wassertisch 2018; Abgeordnetenhaus 

Berlin 2018; für weitere Informationen siehe Passadakis 2006; Hecht 2015; Beveridge 2012a; Hües-

ker 2011; Härlin/Berlin Wassertisch 2018). 

Merkmale 

 Die Privatisierungsentscheidung erfolgt nicht in erster Linie aufgrund nationaler oder europäi-

scher Liberalisierungsvorgaben. Vielmehr standen kommunalpolitische Argumente im Hinblick 

auf die angespannte Haushaltslage im Vordergrund. Neben einer Sanierung des kommunalen 

Haushalts wurde mit einer gewünschten Expansion in den internationalen Wassermarkt argu-

mentiert. 

 Im Prozess der Vertragsabwicklung spielten Ămanagement consultantsñ eine maÇgebliche Rol-

le, womit veränderte politische Prozesse und Räume einhergingen. 

 Die mit den privaten Unternehmen ausgehandelten geheimen Vertragsbedingungen waren 

zulasten des Landes Berlin gestaltet. 

 Im Zuge der Mobilisierungen für den Volksentscheid 2011 wurden neben der Forderung nach 

einer Rekommunalisierung auch weiterreichende Fragen nach einer Demokratisierung der 

Wasserversorgung thematisiert (vgl. Härlin/Berlin Wassertisch 2018). 

 



 

Neben der europäischen Binnenmarktpolitik ist die europäische Außenhandelspolitik ein Bereich von 

zunehmender Bedeutung für die Organisation öffentlicher Dienstleistungen, einschließlich der Was-

server- und Abwasserentsorgung. Im Rahmen von multi- und bilateralen Freihandels- und Asso-

ziierungsabkommen geht die EU wirtschaftsvölkerrechtliche Verpflichtungen ein, die sich auch auf 

Regeln zur Liberalisierung des Dienstleistungshandels beziehen (vgl. Krajewski 2011: 117). 

Internationale Handelsabkommen werden nach ihrem völkerrechtlichen Inkrafttreten zum integralen 

Bestandteil der europäischen Rechtsordnung (vgl.Laskowski 2016: 12). Dabei wird ihnen gegenüber 

den bestehenden Rechtsordnungen in zweierlei Hinsicht Vorrang eingeräumt. Sie stehen grund-

sätzlich im Rang über dem Recht der Mitgliedstaaten und dem EU-Sekundärrecht, es sei denn 

es wurden explizit mitgliedstaatliche bzw. unionsrechtliche Vorbehalte fomuliert (Laskowski 2016; 

Deinlein 2017:35). Diese Ă¿bergeordnete rechtliche Wirksamkeitñ ber¿hrt damit die Handlungsfrei-

heit der nachgelagerten öffentlichen Gebietskörperschaften bei der Erbringung der Daseinsvorsorge 

(Nettesheim 2016), was im Widerspruch zu geltenden Regelungen zur kommunalen Selbstver-

waltung und zur Subsidiarität steht (AöW 2016: 2). So müsste etwa die sekundärrechtliche Was-

serrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) konform mit CETA ausgelegt und angewendet werden. 

Das in der Wasserrahmenrichtlinie angelegte Vorsorgeprinzip für den Gewässerschutz könnte hier-

durch eine Ăwirtschaftsliberaleñ Auslegung erfahren. Ebenso könnten nationale Gesetzgebungen 

oder staatliche Maßnahmen zur Sicherung einer gemeinwohlorientierten Daseinsvorsorge ï wie 

etwa Regelungen zum Gewässerschutz oder eine sozialbegründete Gebührenbegrenzung ï poten-

ziell mit Investitionsschutzregeln in Konflikt geraten und zu Klagen vor Schiedsgerichten führen 

(Laskowski 2016: 3).  

Den Anfang nahm die Liberalisierung der öffentlichen Dienstleistungen über die Außenhandelspolitik 

mit dem 1995 in Kraft getretenen mulitlaterale WTO-Abkommen GATS (General Agreement on 

Trade in Services) (vgl. Raza 2008: 279). Nachdem die GATS-Verhandlungen  seit dem Jahr 2005 

zum Erliegen kamen, wurden zahlreiche bilaterale Freihandelsabkommen abgeschlossen. Aus EU-

Perspektive erhielten in jüngerer Zeit insbesondere die Verhandlungen zu den bilateralen Abkom-

men CETA (Comprehensive Economic and Trade Agreement), TTIP (Transatlantic Trade and In-

vestment Partnership) und dem EU-Japan Wirtschaftspartnerschaftsabkommen JEFTA sowie zu 

dem multilateralen Abkommen TiSA (Trade in Services Agreement) Aufmerksamkeit.  

Die Grundprinzipien jüngerer Abkommen wie TTIP und CETA bauen auf dem GATS auf. Da sie 

aber wesentliche weitreichender LiberalisierungsmaÇnahmen anstreben, wird diese Ăneuere Gene-

rationñ von Abkommen auch als GATS-plus bzw. WTO-plus bezeichnet (vgl. Madner 2016: 223, 

Raza 2012: 60; Deinlein 2017). Inzwischen wird CETA als ĂBlaupauseñ, ĂTestlaborñ und ĂT¿rºff-

nerñ f¿r diese k¿nftige Generation von Abkommen diskutiert (vgl. Madner 2016: 226). Bei diesen 

geht es insbesondere darum, den Dienstleistungshandel durch den Abbau vielfªltiger als Ănicht-

tarifªreñ Handelshemmnisse idententifizierter Marktzugangsbeschrªnkungen zu liberalisieren (ebd.). 

Des Weiteren sind Regelungen für die öffentliche Beschaffung, für Subventionen, für die Wettbe-

werbspolitik, Bestimmungen f¿r eine regulatorische Kooperation Ăsowie allgemeine Anforderungen 

an die innerstaatliche Regulierung (domestic regulation)ñ enthalten (ebd.). Dar¿berhinaus werden 

ĂInvestor-Staat-Streitbeilegungsverfahren zur Durchsetzung von Investitionsschutzstandards veran-

kertñ (ebd.). Zudem enthalten sie Ăweitgehende Vorgaben institutioneller und prozeduraler Art ï etwa 

dar¿ber, wie Verwaltungsverfahren durchzuf¿hren sindñ und sehen Ădie Einsetzung von Vertrags-

gremien vor, die die Befugnis haben, Entscheidungen über die Fortentwicklung des Abkommens zu 

treffenñ, wordurch sie eine Ăneue Form internationaler ºffentlicher Gewaltñ begr¿nden (Nettesheim 

2017). Eine Reihe von Vertragsentwürfen für weitere geplante Handelsabkommen geht inzwi-

schen jedoch hinsichtlich des vorgegebenen Liberalisierungsumfangs über CETA hinaus (z.B. 



EU-Japan Wirtschaftspartnerschaftsabkommen JEFTA bzw. Verhandlungsmandate zu Australien 

und Neuseeland) (vgl. Deinlein 2018; Council of the European Union 2018a; 2018b). 

Das Entstehen neuer Ă(mega-)regionalerñ Abkommen (sogenannter Ămega regionalsñ) zwischen 

Ăausgewªhlten VertragspartnerInnen auf bi- und plurilateraler Ebeneñ in j¿ngerer Zeit ist auch vor 

dem Hintergrund der Ăfestgefahrenenñ WTO-Verhandlungen zu verstehen sowie der Schwierigkeit 

auf multilateraler Ebene Ăeine weitergehende Liberalisierung des Dienstleistungshandels bzw. Ver-

einbarungen ¿ber Investitionsschutz und Wettbewerbñ durchzusetzen (Madner 2016: 224; vgl. Griller 

et al. 2017). Perspektivisch ist jedoch angedacht, die zunªchst Ămit einer Gruppe von Gleichgesinn-

tenñ erreichten Marktºffnungen spªter zu Ămultilateralisierenñ und damit k¿nftig an das WTO-System 

anzudocken.  

Im Kern sind Freihandelsabkommen also darauf ausgerichtet, den Handel mit Waren und Dienstleis-

tungen zu liberalisieren und Handelshemmnisse abzubauen ï öffentliche Dienstleistungen sind 

aus ihrem Geltungsbereich nicht generell ausgenommen (Madner 2016: 227). Als Handels-

hemmnisse können hier insbesondere auch solche Maßnahmen interpretiert werden, die für eine 

gemeinwohlorientierte Erbringung öffentlicher Dienstleistungen charakteristisch und zweckmäßig 

sind, wie etwa Monopole, ausschließliche Rechte oder spezifische Verpflichtungen bei der Leis-

tungserbringung (ebd: 222).  

Die disziplinierenden Vertragsvorgaben sind insofern grundsätzlich geeignet, die Handlungsoptionen 

f¿r die Erbringung von Ăf¿r das Gemeinwohl essenziellen Dienstleistungenñ (Krajewski 2014: 132) 

einzuschränken und für lokale EntscheidungsträgerInnen auf insbesondere zwei Ebenen Druck zu 

erzeugen. Zum einen wird der Entscheidungsspielraum auf Maßnahmen begrenzt, die innerhalb der 

disziplinierenden Vorgaben des vertraglich abgesteckten Rahmens liegen. Die angesichts der kom-

plexen Rechtsmaterie erforderliche spezialisierte Expertise, die aufwendigen Prüfungen sowie die 

Gefahr von Vertragsverletzungsverfahren, kann dazu führen, dass alternative Maßnahmen vorausei-

lend erst gar nicht in Erwägung gezogen werden (regulatory chill-Effekt). Zum anderen werden 

Regierungen durch die Verträge an einmal vereinbarte Liberalisierungsstandards gebunden, ein 

nachträgliches Überprüfen und Umsteuern aufgrund von neuen Erkenntnissen oder gemeinwohlori-

entierten oder politischen Gründen wird erschwert (lock in-Effekt) (Krajewski 2014: 132). Handels-

abkommen der Generation GATS-plus enthalten Regelungen, die zum einen einmal beschlossene 

ĂLiberalisierungen auch für die Zukunft auf dem vereinbarten Niveauñ festschreiben (standstill-

Effekt) und zum anderen vorsehen, dass auch Liberalisierungen, die von den VertragspartnerInnen 

nach Vertragsschluss autonom eingeführt werden, später nicht mehr zurückgenommen werden 

können (ratchet-Effekt, oder Sperrklinkeneffekt)ñ (Madner 2016:  222; Fritz 2015a). 

Mit dem Abschluss von Handelsabkommen wird grundsätzlich das Ziel verfolgt, die Rechtssicherheit 

für Investitionen zu erhºhen, Ădie bilateralen Handels- und Investitionsströme zu verstärken und in 

wirtschaftlich unsicheren Zeiten einen Beitrag zum Wachstum zu leistenñ (Europäische Kommission 

2016b). Zugleich betont die Europªische Kommission etwa, dass CETA Ăkeine Verpflichtung zur 

Privatisierungñ (ebd.) enthªlt und dass die Europªische Union Ăkeinerlei Verpflichtungen eingeht, die 

öffentliche Dienstleistungen betreffenñ und verweist auf Schutzmechanismen, die den ĂGestaltungs-

spielraum der Mitgliedstaaten in Bezug auf ºffentliche Dienstleistungenñ sicherstellen sollen (Madner 

2016: 227; vgl. Europäische Kommission 2016b; BDI 2016). 

Die Vertragsverhandlungen zu CETA und TTIP wurden jedoch, ähnlich wie die Verhandlungen zu 

GATS 2000, insgesamt sehr kontrovers und infolge umfangreicher Kampagnen8 zunehmend auch 

                                                      
8 vgl. Europäische Initiative gegen TTIP und CETA: https://stop-ttip.org; Stopp-GATS-Kampagne: 

https://www.attac.at/kampagnen/archiv/2003-2007/stopp-gats-2002-2004.html 



in einer breiten Öffentlichkeit diskutiert. Im Folgenden werden, weitgehend basierend auf ersten 

Studien zu dem CETA-Vertragstext, zentrale Mechanismen aktueller Freihandelsabkommen darge-

stellt, die Implikationen für die Organisation öffentlicher Dienstleistungen und insbesondere für den 

Wassersektor haben kºnnen. Da CETA als ĂBlaupauseñ Standards setzen soll, die auch für nachfol-

gende Handelsabkommen gelten (vgl. Madner 2016: 226) erlauben diese Darstellungen auch Rück-

schlüsse zu weiteren Abkommen.  

Schiedsverfahren im Fall der Stadtwerke Tallinn (Tallinna Vesi) 

Die Wasserver- und Abwasserentsorgung der estnischen Stadt Tallinn wurde nach 1991 zunächst 

an die Kommune übertragen, in den Folgejahren grundlegend saniert und 1997 in eine Aktiengesell-

schaft überführt. Im Jahr 2001 wurden 51,4% der Anteile des Wasserunternehmens Tallinna Vesi an 

die internationalen Unternehmen International Water und United Utilities (seit 2005 United Utilities) 

verkauft (Vinnari/Hukka 2007). Bereits zu Beginn der Laufzeit kam es zu Streitigkeiten zwischen der 

Stadtverwaltung und dem Wasserunternehmen wegen der Auslegungen der Verträge sowie der 

Preisgestaltung. Im Jahr 2014 brachte der in den Niederlanden registrierte britische Anteilseigner 

United Utilities9 auf der Basis des bilateralen Freihandelsabkommens zwischen Estland und den 

Niederlanden vor der Streitschlichtungsstelle der Weltbank (International Centre for Settlement of 

Investment Disputes, ICSID) eine Klage gegen Estland ein. Anlass war ein neues Gesetz von 2010, 

welches es der estnischen Wettbewerbsbehörde ermöglicht, den Anstieg der Wassertarife zu be-

grenzen. Dieses w¿rde gegen den in den Freihandelsvertrªgen verankerten Grundsatz des ĂFair 

and Equitable Treatmentñ verstoßen. Für die potenzielle Beeinträchtigung künftiger Gewinne wurden 

Schadensersatzforderungen von bis zu 90 Millionen Euro erhoben (Kishimoto 2015; Steinfort 2017; 

für weitere Informationen zum Fall Tallinn siehe Vinnari/Hukka 2007; Hall et al. 2003; Mayr 2016 

sowie Investment Policy Hub der UNCTAD, ICSID der Weltbank). 

 

Merkmale:  

 Interne Reorganisation und Umwandlung in eine Aktiengesellschaft sowie grundlegende Sanie-

rung als Voraussetzung und Vorstufe für spätere Privatisierung. 

 Expansion multinationaler Wasserkonzerne und Privatisierungen in Osteuropa in den 1990er 

Jahren (vgl. Hall/Lobina 2007).  

 Anfang der 2000er Jahre für die Kommune unvorteilhaft ausgearbeitete Privatisierungsverträge. 

 nicht erfüllte Investitionsleistungen des privaten Unternehmens (sofern Investitionen stattfan-

den, wurden diese von der Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) finan-

ziert). 

 kontinuierlicher Preisanstieg nach der Privatisierung. 

 laufendes ISDS-Verfahren im Wassersektor innerhalb von Europa (prominente Fälle im Was-

sersektor fanden sich bislang außerhalb Europas). 

 ISDS-Verfahren auf der Basis eines bilateralen Freihandelsabkommens, unter Berufung auf den 

Grundsatz ĂFair and Equitable Treatmentñ (FET), weil ein Staat im Sinne des ºffentlichen Inte-

resses Regulierungen erlässt, die als gewinngefährdend eingestuft werden. 

                                                      
9 United Utilities ist aktuell mit 35,3% Anteilen an Tallinna Vesi beteiligt (vgl. Mayr 2016: 234; 

https://tallinnavesi.ee/en/investor/share-value/shareholders/ (02.08.2018). 



 

Policies werden durch das Agieren konkreter AkteurInnen in mitunter konflikthaften politischen Pro-

zessen in jeweils spezifischen Kontexten gemacht. Unterschiedliche AkteurInnen vertreten dabei 

ihre Interessen und treten dafür ein, diese zu verallgemeinern. Vor dem Hintergrund eines wach-

senden ökonomischen Gewichts von Dienstleistungsmärkten auf der einen Seite und den zentralen 

gesellschaftlichen Funktionen der Daseinsvorsorge auf der anderen Seite, wurde hinsichtlich der 

jüngeren politischen Auseinandersetzungen um die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen für 

öffentliche Dienstleistungen immer wieder auf die Metapher einer schiefen Ebene verwiesen 

(Raza 2009: 41). Angesprochen sind hiermit Ăstrukturelle Selektivitªtenñ sowie die Rolle konkre-

ter, mit unterschiedlichen Machtressourcen ausgestatteter AkteurInnen, die dazu beitragen, dass 

sich im Spannungsfeld zwischen wettbewerbsorientierter und gemeinwohlorientierter Ausge-

staltung bestimmte Präferenzen stärker durchsetzen als andere. In einem wechselseitigen Verhält-

nis stehen dabei zum einen konkreten AkteurInnen, die in der Lage sind, sich durchsetzungsstark zu 

positionieren und zum anderen ein institutionelles Umfeld, in welchem bestimmte Interessen und 

AkteurInnen strukturell mehr Gehör finden als andere. Im Hinblick auf Policies, welche auf die Aus-

weitung eines "globalisierten Dienstleistungsmarktes" ausgerichtet sind, impliziert dies, dass "öffent-

liche Interessen" gegenüber den Interessen transnationaler Dienstleistungskonzerne immer wieder 

ungleichgewichtig verhandelt werden (vgl. Prausmüller/Wagner 2014b). Eine eingehende Darstel-

lung dieser Konstellation würde weitergehende Untersuchungen voraussetzen. An dieser Stelle 

werden daher nur in einem kurzen Exkurs drei Akteursgruppen aufgezeigt, auf deren Rolle im Kon-

text der zuvor geschilderten Auseinandersetzungen mehrfach verwiesen wurde. 

 

Die Europäische Kommission wurde immer wieder als treibende Kraft für die Durchsetzung von 

Liberalisierungsagenden benannt, sowohl im Bereich der europäischen Binnenmarktpolitik als auch 

als Akteurin auf der Ebene der internationalen Handelspolitik (vgl. Deckwirth 2008b; Raza 2008; 

Bieling/Deckwirth 2008). Eine Rolle spielt hierbei deren Stellung im institutionellen Gefüge der Euro-

päischen Union (vgl. Raza/Wedl 2003: 423f). So verfügt sie etwa in der europäischen Rechtsetzung 

und in handelspolitischen Fragen über ein exklusives Initiativrecht und prägt damit entscheidend das 

Agenda-Setting (vgl. Schenner 2006: 29). Dabei ist die Europäische Kommission als vergleichs-

weise begrenzter bürokratischer Apparat grundsätzlich auf externe Expertise angewiesen (Geor-

gi/Kannankulam 2012: 5f). Hierbei wird immer wieder darauf hingewiesen, dass der Zugriff auf Wis-

sen und Expertise in den Prozessen des Agenda-Settings selektiv erfolgt. 

 

So wurde etwa auf die sparsame und selektive Verwendung empirischer Evidenz für die argu-

mentative Begründung der Konzessionsrichtlinie hingewiesen (Clifton/Díaz-Fuentes 2013). In einem 

vorbereitenden Impact Assessment der Europäischen Kommission für den ersten Entwurf der Kon-

zessionsrichtlinie wurde die Bedeutung von Wettbewerb für die Konzessionsvergabe (comptetitive 

tendering) unter anderem mit der dadurch erzielbaren hohen Kostenersparnis begründet (Europäi-

sche Kommission 2011a). Eine Analyse des Dokuments zeige jedoch, so Clifton/Díaz-Fuentes 

(2013), dass dieses selektiv auf einer limitierten und veralteten Quellenlage basiere. So würde die 

Argumentation der Kostenersparnis durch eine einzige Quelle (Lundsgaard 2002) belegt, welche 

sich auf die 1990er Jahre beziehe, eine Zeit, in der dokumentierte Erfahrungen nur in einzelnen 

Sektoren und Ländern vorlagen. Neuere Quellen jedoch, die nach 2000 differenziertere Analysen 



und davon ausgehend weniger optimistische Einschätzungen zu den Kostenersparnissen von PPP 

vorgelegt hätten, seien für diesen Bericht hingegen nicht konsultiert worden (Clifton/Díaz-Fuentes 

2013:142). 

Ein selektiver Wissenzugriff wurde bereits zuvor im Kontext der Binnenmarktstrategie 2003-

2006 aufgezeigt. Eine hierfür von der DG Wettbewerb beauftragte Studie (WRc/ecologic 2002) wür-

de auf die positiven Effekte einer Privatsektorbeteiligung hinweisen, ohne die vorhandenen empiri-

schen Evidenzen zu den damit einhergehenden problematischen Effekten zur Kenntnis zu nehmen 

(Hall 2003b). Auch hinsichtlich einer zur Überprüfung der Bereichsausnahme für den Wassersektor 

in der Konzessionsrichtlinie beauftragten Studie (Blagoeva/Rossing 2015) wurde festgehalten, 

dass Stakeholder und Literatur nur selektiv einbezogen und insbesondere neuere Erkenntnisse 

zu den sozialen Kosten und Transaktionskosten von Wasserliberalisierungen nicht in Be-

tracht gezogen würden (Lobina 2018; EPSU 2018b). 

 

Eine wichtige Rolle spielen in diesem Kontext auch die ExpertInnengruppen der Europäischen 

Kommission, die als beratende Gremien, Ăzur Abgabe von Empfehlungen und zur Vermittlung von 

Fachwissen von der Kommission oder ihren Dienststellen eingesetztñ werden (Europªische Kom-

mission o.J.). Diese sind insbesondere darauf ausgelegt, das Agenda-Setting sowie legislative Vor-

haben und Politikformulierungen in einem frühen Stadium zu beeinflussen (vgl. Ey/Wagner 2015: 

15). Hier wurde aufgezeigt, dass diese ExpertInnengruppen überproportional mit VertreterInnen 

von Unternehmen und handelspolitischen Interessen sowie mit Personen mit Interessenskonflik-

ten besetzt seien (Vassalos 2008, 2010; CEO 2017). So wurde etwa festgehalten, dass in der Ex-

pertInnengruppe European Resource Efficiency Platform (EREP) der DG Umwelt zwar, neben ande-

ren Unternehmensvertretern, Veolia vertreten waren, jedoch keine RepräsentantInnen öffentlicher 

Wasserunternehmen (Hall/Lobina 2012b: 32). 

Hinsichtlich des Zugangs von Lobbying-Gruppen zur Europäischen Kommission wurden mehrfach 

Asymmetrien zwischen UnternehmensakteurInnen und zivilgesellschaftlichen AkteurInnen 

festgestellt (vgl. Montalbano 2016). Zum einen fordert die EU-Kommission gezielt private Akteure 

und Unternehmensverbände zur Zusammenarbeit auf, was auch als "umgekehrtes Lobbying" be-

zeichnet wird (Fritz 2015b). Zum anderen finden VertreterInnen Ăpublic interest groupsñ in geringe-

rem Umfang Zugang. Für die Verhandlungen zum EU-Japan-Freihandelsabkommen wurde etwa 

festgestellt, dass sich die EU-Kommission überwiegend mit VertreterInnen von Unternehmen getrof-

fen habe (CEO 2018). 

 

Die in Freihandelsabkommen der neueren Generation (wie TTIP und CETA) enthaltenen Kapitel zu 

Ăregulatorischer Kooperationñ sind darauf ausgerichtet, als Ălebende Abkommenñ zwischen den Ver-

tragspartnern eine Ăpermanente Kooperation zu Regulierungsfragen aufzubauenñ, um dadurch Ădie 

Kompatibilitªt der regulatorischen Systeme zu erhºhenñ (Raza 2016: 169). Insbesondere soll damit 

vermieden werden, dass Regulierungen den Handel einschränken (Fritz 2015b: 13). Dies impliziert 

zum einen eine Asymmetrie zwischen unterschiedlichen Politikfeldern: Da der Gegenstandsbereich 

der regulatorischen Kooperation sehr weit gefasst ist, würde eine Vielzahl von nationalen und euro-

pªischen Regulierungsakten, sofern sie Ă(potenziell) signifikante Auswirkung auf den bilateralen 

Handel und die Investitionstªtigkeit habenñ (Raza 2016: 169; Bank et al. 2016: 43), davon erfasst 



und handelspolitischen Abwägungen unterzogen. Zum anderen ist darin eine Asymmetrie hinsicht-

lich der Artikulationsmºglichkeiten unterschiedlicher Interessengruppen angelegt. ĂStakeholderñ 

sollen k¿nftig im Prozess der Gesetzgebung und Regulierung eine Ăinstitutionell festgeschriebeneñ 

Rolle spielen (Bank/Grotefendt 2016: 3). Jedoch sind zum einen die institutionellen Kapazitäten und 

finanziellen Mittel zur politischen Einflussnahme zwischen verschiedenen Interessengruppen unter-

schiedlich verteilt (vgl. ebd.: 2). Zum anderen lässt sich nachzeichnen, dass in früheren Fällen von 

regulatorischer Kooperation zu handelspolitischen Agenden primär handelspolitische Interessenver-

treterInnen hinzugezogen wurden, nicht jedoch VertreterInnen anderer gesellschaftlicher Interes-

sengruppen (vgl. Haar et al. 2016). Festgehalten wird hierzu, dass diese Form der frühzeitigen (au-

ßerparlamentarischen) Informations- und Abstimmungsprozesse den Einfluss von großen Lobbyor-

ganisationen auf Politik als ĂBestandteil des Rechtsetzungsprozessesñ festschreibt und dass im 

Zuge dessen zentrale Ăpolitische Entscheidungsprozesse in demokratieferne Expertengremi-

en verlagertñ werden (Bank/Grotefendt 2016: 2). 

 

Dem selektiven Zugriff auf Expertise seitens der Europäischen Kommission stehen Unternehmens-

akteurInnen gegenüber, die sich proaktiv gestaltend in politische Prozesse einbringen. Auf der nati-

onalen Ebene lassen sich etwa für die großen französischen Wasserkonzerne in Frankreich per-

sonelle und institutionelle Verbindungen zwischen industriellen und politischen Elitegruppen in ei-

nem Ăpolitical and corporate networkñ aufzeigen (Hall/Lobina 2007: 72). Dabei befinden sich 

auch ehemalige Politiker in den Aufsichtsräten der Unternehmen und bringen ihr Institutionenwissen 

und ihre Kontakte ein. Dieses als ĂRevolving Doorsñ diskutierte Phänomen wird auch in umgekehr-

te Richtung festgestellt, wenn etwa EU-Instiutionen mit UnternehmensvertreterInnen besetzt werden 

(Lundy 2017; CEO o.J.).  

Beispiel asymmetrisches Lobbying in der Gasindustrie 

Für den Gassektor untersuchte eine Studie des Think Tanks Corporate Europe Observatory die EU-

Lobbyaktivitäten der Gasindustrie und verweist auf die mittelfristigen Auswirkungen für die künftige 

Ordnung des Energiemarktes sowie die Umstiegsoptionen von fossilen auf erneuerbare Energieträ-

ger (Balanyá/Sabido 2017). Basierend auf Daten des EU-Transparenzregisters wurde ermittelt, dass 

die Lobbyingausgaben, die Anzahl der Lobbyisten sowie die Anzahl der tatsächlichen Meetings mit 

den relevanten EU-KommissarInnen von Seiten der Gasindustrie jene von "public interest groups" 

um ein Vielfaches übertrifft (so hätten letztere nur 3% des Budgets, 10% der Lobbyisten und 11% an 

Meetings, ebd.:6). Dabei sei überhaupt nur ein geringer Teil aller in diesem Bereich aktiven Lob-

byorganisationen und Unternehmen im freiwilligen EU-Transparenzregister registriert weshalb dar-

über hinaus genauere Zahlen fehlen (ebd.: 9). Auf der personellen Ebene wurde festgestellt, dass 

ehemalige Mitarbeiter von europäischen und nationalen Institutionen immer wieder von Gasunter-

nehmen angestellt wurden (Phªnomen ĂRevolving Doorsñ), dies stellt eine weitere Zugangsmºglich-

keit zu institutionellem und politischem Insiderwissen dar (ebd.: 25). 

Zudem fanden im Vorfeld von Wasserprivatisierungen immer wieder direkte Kontakte zwischen den 

am Marktzugang interessierten Unternehmen und den Kommunen statt (vgl. Hall/Lobina 2007). Zu-

gleich wurde über strategische Joint Ventures mit anderen Unternehmen strategisch der Fuß in die 

Tür neuer Geschäftsfelder gestellt, oder aber die Übernahme einzelner Bereiche im Rahmen von 

vertikaler Integration wurde als Einstieg in neue Märkte genutzt. Für Lobbying-Aktivitäten in den EU-

Institutionen durch Interessengruppen lässt sich zeigen, inwiefern VertreterInnen von Unternehmen 



gegenüber VertreterInnen von ArbeitnehmerInneninteressen und zivilgesellschaftliche AkteurInnen 

asymmetrisch positioniert sind (vgl. Ey/Wagner 2015; Plehwe 2012).  

 

Eine weitere Akteursgruppe hat zunehmende Bedeutung erfahren. Zum einen spielen Beratungsfir-

men eine wachsene Rolle in Politikprozessen. Am Beispiel der Privatisierung der Berliner Wasser-

betriebe lässt sich etwa zeigen, wie Unternehmensberater (management consultants) bei der Aus-

arbeitung der Verträge eine zentrale Rolle gespielt haben (vgl. Beveridge  2012b). Zum anderen hat 

sich eine zunehmende Anzahl internationaler Beratungsfirmen und Anwaltskanzleien etabliert, die 

unter anderem auf Streitfälle zwischen Investoren und Unternehmen spezialisiert sind (vgl. Eber-

hardt/Olivet 2014, 2012; Trumbo Vila/Peters 2016). Bereits die Androhung eines Schiedsverfahren 

durch InvestorInnen und AnwältInnen kann sich unter diesen Bedingungen dämpfend auf politische 

Regulierungsvorhaben auswirken (vgl. Fuchs 2018). 

 

Die wiederholten Auseinandersetzungen um die Ausrichtung vergaberechtlicher und handelspoliti-

scher RegulierungsmaÇnahmen verdeutlichen Ăeine wiederkehrende Dynamik zwischen immer wei-

ter reichenden Liberalisierungsprojekten, ihrer teilweisen Abschwächung nach Protest und ihrer 

neuerlichen Aufnahmeñ (Prausm¿ller/Wager 2016: 199, 2014a: 8). In der Zusammenschau lässt sich 

eine Entwicklung nachzeichnen, die auf wechselnden Ebenen beharrlich und Ăuni-direktionalñ eine 

Ausweitung von Wettbewerb und Ămarktschaffenden MaÇnahmenñ vorantreibt (Prausmül-

ler/Wager 2016: 199; Clifton 2014). In der Konsequenz ergibt dies eine Entwicklung, durch welche 

der Spielraum der Mitgliedstaaten und insbesondere der Kommunen eingeschränkt wurde ï Ăstates 

are being straitjacketedñ (Clifton 2014: 443).  

In dieser Perspektive kann nachgezeichnet werden, wie Politiken, die auf eine marktförmige Reor-

ganisation öffentlicher Dienstleistungen ausgerichtet sind, auf wechselnden Ebenen durchgesetzt 

wurden. In einer weiter gefassten Perspektive, können diese unterschiedlichen Ebenen auch als 

ĂArenen der Auseinandersetzungñ interpretiert werden, innerhalb derer unterschiedliche Akteure um 

die Durchsetzung ihrer Interessen verhandeln (vgl. Prausmüller/Wagner 2016; Raza 2009, 2014). 

Für die Politikprozesse im Wassersektor lassen sich seit den 2000er Jahren vier zentrale ĂHand-

lungsarenenñ identifizieren, innerhalb derer die grundlegenden Positionen eines ĂLiberalisierungs-

projektesñ und eines ĂDaseinsvorsorgeprojektesñ verhandelt wurden: die Arena des Binnenmark-

tes, der Handelspolitik, der Fiskalpolitik und der Kommunalpolitik. Teilweise wurden diese 

Arenen überhaupt erst für die Bearbeitung der Belange öffentlicher Dienstleistungen erschlossen 

oder aufgewertet. Teilweise wurden innerhalb einer Arena die Strategien gewechselt, teilweise fan-

den jedoch auch strategische ĂArenenwechselñ statt (forum shifting oder arena shifting). Letzteres 

ist insbesondere dann eine Option, wenn eine Arena zur Durchsetzung bestimmter Interessen nicht 

mehr funktional erscheint, etwa weil eine Agenda in diesem Rahmen umfangreich von AkteurInnen 

mit anderen Interessen politisiert wurde. Die in den vorherigen Abschnitten dargestellten Entwick-

lungen können hier folgendermaßen eingeordnet werden. 

Erstens wurde im Kontext des europäischen Binnenmarktprojektes zunächst eine neue Hand-

lungsarena geschaffen, indem Kompetenzen für die Organisation des Wassersektors, die zuvor 

bei den Mitgliedstaaten und den Kommunen lagen, zunehmend auch auf dieser Ebene etabliert 

wurden. Innerhalb dieser Handlungsarena fanden in den Folgejahren jedoch auch interne Verschie-

bungen statt. Stand zu Beginn der 2000er Jahre noch der Erlaß einer eigenständigen Liberalisie-
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